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Ein Hauptproblem bei der Erforschung der 
Bedeutung von politischen und unpoliti-
schen Eigenschaften von Spitzenkandidaten 
ist das Endogenitätsproblem. Mit Umfrage-
daten lässt sich kaum ermitteln, welchen 
Ursprung Urteile zu politischen Kandida-
ten haben. Mit Hilfe von Experimenten in 
Deutschland, Schweden, Frankreich und 
den USA wird in diesem Artikel versucht, 
Hinweise auf die relative Bedeutung von 
politischen und unpolitischen Kandidate-
neigenschaften in präsidentiellen und par-
lamentarischen Systemen zu gewinnen. Die 
Ergebnisse deuten darauf hin, dass schein-
bar unpolitische Bewertungen sehr häufig 
einen politischen Ursprung haben und dass 
Charaktereigenschaften von Kandidaten bei 
parlamentarischen Wahlentscheidungen ei-
nen deutlich geringeren Einfluss haben als 
bei präsidentiellen Wahlentscheidungen. 
Diese Befunde sind über die vier Länderkon-
texte hinweg stabil. 
Abstract
Research on Ieader effects on voting behav-
ior faces major problems of endogeneity. 
With traditional survey data, one can hardly 
detect where Ieader evaluations come from. 
ln this article four experimental studies in 
Germany, Sweden, France and the USA are 
presented that try to find evidence on the 
relative importance of political and apo-
litical candidate traits in presidential and 
parliamentary systems. The results indi-
cate that seemingly apolitical evaluations 
of Ieaders often have a political origin and 
that character traits of candidates do have 
a much weaker influence in parliamentary 
voting decisions than in presidential voting 
decisions. These findings are robust across 
the four countries.
Political leaders, opinion 
formation and voting  
decisions in presidential and 
parliamentary systems
Spitzenkandidaten, poli-
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1 Einleitung1
Die Anwendung experimenteller Methoden war in der Politikwissenschaft lange 
Zeit nicht besonders häufig. Einerseits wurden Experimente zwar auch in der Pol-
tikwissenschaft allgemein als „the most nearly ideal method for scientific expla-
nation“ (Lijphart 1971:648) anerkannt, gleichzeitig wurde ihr Gebrauch in der Poli-
tikwissenschaft aber meist als nicht anwendbar oder nicht valide verworfen (vgl. 
auch Peters 1998:48). In den vergangenen Jahren hat die Anwendung experimen-
teller Methoden nun vor allem in der angelsächsischen Politikwissenschaft stark 
zugenommen. Ein Grund dafür ist auch eine weitere Verbreitung der Erkenntnis, 
dass beobachtende Verfahren– vor allem im Hinblick auf den Nachweis von kau-
salen Prozessen – an ihre Grenzen stoßen und dass eine Mischung verschiedener 
Methoden und Triangulation einen vielversprechenden Weg für wissenschaftlichen 
Fortschritt darstellt. Mittlerweile greift die Politikwissenschaft in unterschied-
lichen Teilgebieten und bei sehr unterschiedlichen Fragestellungen vermehrt auf 
experimentelle Forschung zurück (vgl. für einen Überblick auch Faas und Huber 
2010). Der große Vorteil von Experimenten liegt in der Möglichkeit, kausale Zusam-
menhänge zwischen verschiedenen Variablen zu untersuchen und zu überprüfen. 
Stellt man mit traditionellen Umfragedaten einen Zusammenhang zwischen x und 
y fest, bleibt immer die Möglichkeit nicht berücksichtigter Drittvariablen sowie von 
Endogenität und umgekehrter Wirkungsrichtung. In Experimenten lassen sich bei 
erfolgreicher Randomisierung und Manipulation von x unterschiedliche Ausprä-
gungen von y in Versuchs- und Kontrollbedingung valide auf x zurückführen. Die 
erfolgreiche Randomisierung der Versuchspersonen ermöglicht “the conversion of 
all irrelevant sources of possibly systematic variability into unsystematic variabil-
ity, that is, into random error” (Brown und Melamed 1990: 3). Die Schlüsse über 
den Einfluss der erklärenden Variablen auf die zu erklärende Variable können dann 
einfach über den Vergleich verschiedener Versuchsgruppen gezogen werden. 
Die Hauptprobleme empirischer Analysen und statistischer Modelle – wie 
Fehlspezifikationen, übersehene oder nicht zu messende Drittvariablen, Endoge-
nität, unklare Wirkungsrichtungen, unzureichende Varianz bei unabhängigen Vari-
ablen – lassen sich so häufig schon allein durch das experimentelle Design behe-
ben oder zumindest verringern. Im Gegensatz zu Analysen mit Beobachtungsdaten 
sind die notwendigen statistischen Verfahren bei Experimenten deshalb auch meist 
recht einfach. Wenn sich Unterschiede bei den zu erklärenden Variablen zwischen 
Versuchsgruppen finden, sollten diese Unterschiede bei erfolgreicher Randomi-
1 Dieser Artikel präsentiert zu großen Teilen Ergebnisse aus meiner Dissertation (Huber 2012).
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sierung und Durchführung auch auf die jeweils vorgenommene Manipulation der 
unabhängigen Variablen zurückzuführen sein. 
Experimente ermöglichen die zielgenaue Überprüfung politikwissenschaft-
licher Theorien und daraus abgeleiteten Hypothesen. Daneben bietet die Replika-
tion insbesondere von experimentellen Studien die Chance, die Robustheit von 
Befunden systematisch zu testen, indem jeweils kleinere oder größere Änderungen 
im experimentellen Design vorgenommen werden, weitere vermittelnde Faktoren 
aufgenommen werden oder der Kontext der Erhebung variiert wird. Experimente 
sind deshalb besonders gut geeignet, um sich von dem häufig beklagten „one-
shot-research“ zu lösen und stattdessen „programmatic research“ zu betreiben 
(McDermott 2002). In Experimenten können gezielt Alternativerklärungen und ver-
mittelnde Wirkungsmechanismen für frühere Befunde getestet oder Randbedin-
gungen für nachgewiesene Wirkungszusammenhänge spezifiziert werden, um so 
über die Zeit kumulativen Fortschritt in der Wissenschaft zu ermöglichen.
Ein typisches Beispiel für die Limitation von Beobachtungs- bzw. Umfra-
gedaten ist die Debatte über die Bedeutung von Spitzenkandidaten und deren 
Charaktereigenschaften auf Wahlentscheidungen und eine vermeintliche Persona-
lisierung oder Präsidentialisierung der Politik. Mit der These von der Personalisie-
rung der Politik wird verknüpft, dass die Bedeutung von Spitzenkandidaten für die 
Wahlentscheidung zunimmt. Die Entwicklung zur Personalisierung ist danach nicht 
auf präsidentielle Systeme beschränkt, sondern gilt zunehmend auch für parlamen-
tarische Systeme (vgl. Poguntke und Webb 2005). Gründe für diese Entwicklung 
werden dabei in der Fokussierung der massenmedialen Berichterstattung auf die 
Spitzenkandidaten und in der Ausrichtung von Wahlkämpfen auf die Spitzenkan-
didaten gesehen (vgl. Mughan 2000; Kleinnijenhuis et al. 2001). Die These der Per-
sonalisierung beinhaltet daneben aber auch meist die Erwartung, dass Spitzenkan-
didaten heute verstärkt nach unpolitischen Persönlichkeitseigenschaften beurteilt 
werden und weniger nach ihren politischen Standpunkten. Das führt schließlich 
zu der normativen Befürchtung, dass Wahlen durch Personalisierung zunehmend 
zu einem reinen „Schönheitswettbewerb“ zwischen Spitzenkandidaten werden, in 
dem weniger die politischen Standpunkte und Lösungsvorschläge im Mittelpunkt 
stehen als die Persönlichkeit der Kandidaten.
Ein Hauptproblem der Debatte ist das Endogenitätsproblem: Wie beeinflus-
sen sich politische und unpolitische Bewertungen von Kandidaten gegenseitig? In 
welchem Ausmaß sind die Bewertungen von Kandidaten lediglich Ausdruck von 
allgemeineren politischen Überlegungen und in welchem Ausmaß haben unpoliti-
sche Kandidateneigenschaften wie die Persönlichkeit einen eigenständigen Effekt? 
Schließen die Wähler von unpolitischen Bewertungen der Person auf die politische 
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Bewertung des Kandidaten oder umgekehrt? Mit traditionellen Umfragedaten las-
sen sich diese Fragen kaum beantworten. Mit Hilfe von Experimenten kann aller-
dings versucht werden, einige der Urteilsbildungsprozesse näher zu beleuchten. In 
diesem Artikel wird eine Serie von vier Experimenten vorgestellt, die das leisten 
sollen. Die Durchführung gleicher Experimente in Ländern mit präsidentiellen und 
parlamentarischen Systemen erlaubt dabei – neben der gegenseitigen Validierung 
der Ergebnisse – auch einen zumindest tentativen Vergleich der Urteilsbildung in 
den verschiedenen Ländern.2 
Die Rolle von Spitzenkandidaten und die Präsidentialisierung von 
Wahlentscheidungen
In diesem Artikel wird die Leistungsfähigkeit von Experimenten anhand der Frage 
nach der Bedeutung von Spitzenkandidaten in parlamentarischen und präsidenti-
ellen Demokratien demonstriert. Das Regierungssystem gibt unter anderem die Art 
der Entscheidungsobjekte bei Wahlen vor. Während bei präsidentiellen Systemen 
Kandidaten zur Auswahl stehen, sind es in parlamentarischen Systemen Parteien, 
Parteilisten oder lokale Parteikandidaten. Bereits aus dieser einfachen institutio-
nellen Variation lässt sich die Vermutung ableiten, dass Wähler je nach politischem 
System das politische Angebot verschieden wahrnehmen und ihre Wahlentschei-
dungen auf unterschiedliche Art und Weise treffen. Die Vermutung bezieht sich hier 
insbesondere auf die Rolle, die Eigenschaften von Kandidaten bei der Urteils- und 
Entscheidungsbildung der Wähler spielen. Die normative Befürchtung, die damit 
einhergeht, wird zum Beispiel von Powell (2004: 97) wie folgt zusammengefasst: 
„a strong president or demagogic party leader may overshadow the choice pro-
cess strongly enough to obscure the issue preferences that are at stake“. Danach 
könnten die Eigenschaften der Kandidaten bei Präsidentschaftswahlen und auch 
bei Parlamentswahlen einen dominanten Einfluss ausüben und so verhindern, dass 
die Bürger ihre substantiellen Interessen und Präferenzen an das politische System 
kommunizieren. Normativ ist dabei insbesondere der Einfluss von unpolitischen 
Kandidateneigenschaften bedenklich. Wenn es eher darauf ankommt, wie etwas 
präsentiert wird als was präsentiert wird, wenn das Charisma eines Kandidaten 
wichtiger ist als seine grundlegenden Positionen oder die seiner Partei, wenn die 
allgemeine Sympathie gegenüber einer Person oder gar deren äußere Erscheinung 
und nicht deren politische Bewertung im Vordergrund steht, dann sinkt die Chance, 
2 Ein ausführlicher Vergleich der einzelnen Experimente kann aus Platzgründen hier nicht prä-
sentiert werden. Detailliertere Analysen finden sich in Huber (2012)
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dass die politischen Wünsche und Präferenzen der Wähler sich im Wahlergebnis 
widerspiegeln und das Regierungshandeln beeinflussen. 
Personalisierte Wahlentscheidungen sollten in parlamentarischen und prä-
sidentiellen Ländern grundsätzlich unterschiedlich stark ausgeprägt sein. Wegen 
der institutionellen Logik des politischen Prozesses sollte der Fokus in parlamen-
tarischen Systemen weniger stark auf einzelne Personen gerichtet sein als in prä-
sidentiellen Systemen. Entsprechend wäre dann zu erwarten, dass persönliche 
Eigenschaften bei der Urteilsbildung zu politischen Kandidaten in präsidentiellen 
Systemen eine größere Rolle einnehmen – einfach weil die Entscheidungsumge-
bung in präsidentiellen Systemen stärker personalisiert sein sollte. Mit der These 
der Personalisierung der Politik in parlamentarischen Systemen wird dieser Unter-
schied in der Entscheidungsumgebung – zumindest teilweise – bestritten. Danach 
haben sich die Entscheidungsumgebungen von Wählern in parlamentarischen und 
präsidentiellen Systemen immer stärker angeglichen, weshalb auch von einer Prä-
sidentialisierung parlamentarischer Systeme gesprochen wird (z. B. Mughan 2000; 
Poguntke und Webb 2005). Eine stärkere Personalisierung in parlamentarischen 
Systemen zeigt sich sowohl auf der Ebene der Parteien, die im Wahlkampf vermehrt 
auf ihr Spitzenpersonal setzen (z. B. Mancini und Swanson 1996; Hetterich 2000), 
als auch auf der Ebene der medialen Berichterstattung (z. B. Kleinnijenhuis et al. 
2001; King 2002; McAllister 2007). Nach diesen Befunden sollte sich die Wahrneh-
mung von Kandidaten in Ländern mit präsidentiellen und Ländern mit parlamen-
tarischen Systemen also nicht so sehr unterscheiden. Genauso sollte es dann kaum 
Unterschiede in der Urteilsbildung über Kandidaten geben und in beiden Systemen 
den persönlichen Eigenschaften der Kandidaten ein größeres Gewicht beigemessen 
werden als politischen Bewertungen.3 
Politische und unpolitische Kandidateneigenschaften und das  
Problem der Endogenität
Für die Frage der Bedeutung von Spitzenkandidaten und eine vermeintlich stär-
kere Personalisierung oder Präsidentialisierung ist die Unterscheidung zwischen 
3 In dieser Arbeit wird nicht die These einer Personalisierung über die Zeit analysiert, sondern 
querschnittlich die Bedeutung von politischen und unpolitischen Eigenschaften von Spit-
zenkandidaten. Im Vordergrund steht hier also weniger die zeitliche Entwicklung sondern 
das Resultat im Heute. Nach der Literatur zur Personalisierung ist diese heute bereits so weit 
fortgeschritten, dass unpolitische Eigenschaften von Kandidaten eine bedeutende Rolle bei 
Urteilsbildung und Wahlentscheidungen spielen. 
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unpolitischen und politischen Eigenschaften von Spitzenkandidaten zentral.4 Eine 
Orientierung der Wähler an Spitzenkandidaten muss ja nicht notwendigerweise zu 
Wahlentscheidungen mit geringerem politischen Inhalt führen. Vielmehr erscheint 
zum Beispiel eine Orientierung an den spezifischen politischen Positionen von Kan-
didaten sehr wohl relevant. Wenn in parlamentarischen Systemen beispielsweise 
heterogene Parteien zur Wahl stehen, die jeweils ein sehr breites ideologisches 
Spektrum abdecken, sind die spezifischen Positionen der Spitzenkandidaten von 
großer Bedeutung. Noch viel mehr trifft das auf Kandidaten in präsidentiellen Sys-
temen zu. Normativ bedenklich ist der Einfluss von Spitzenkandidaten nur, wenn er 
sich auf unpolitische Eigenschaften wie den Charakter oder das Aussehen bezieht. 
Das Problem empirischer Sozialforschung ist allerdings, dass sich die poli-
tischen und unpolitischen Bewertungen von Kandidaten schwer trennen lassen – 
sowohl in der Urteilsbildung der Bürger als dann auch bei der Analyse ihrer Ent-
scheidungen durch die Wissenschaft. Wenn sich Wähler jeweils sauber voneinander 
getrennte Meinungen zu politischen Themen, zu Parteien und zu politischen Kan-
didaten bilden würden, wenn diese Meinungen zu Kandidaten dann wiederum klar 
getrennt wären in unpolitische Aspekte der Kandidatenpersönlichkeit und politi-
sche Aspekte der spezifischen Kandidatenpositionen, und wenn Wähler schließlich 
auch keine Probleme hätten, ihre Einzelurteile in Befragungen zu  benennen, dann 
müssten Wahlforscher nur noch die Gewichtung der Einzelurteile bei ihrer Inte-
gration in ein Gesamturteil berechnen. So ließe sich leicht überprüfen, wie groß 
der Wert ist, den Wähler auf die Persönlichkeiten politischer Kandidaten legen. 
Die reale Urteilsbildung geht aber sehr wahrscheinlich nicht so sauber getrennt 
vor sich. Wähler erschließen sich ihre Urteile zu einzelnen Aspekten vielfach aus 
anderen bereits getroffenen Einschätzungen (vgl. z. B. Conover und Feldmann 
1986; Sniderman et al. 1991; Granberg 1993; Lupia et al. 2000), verwenden für 
ihre heuristische Urteilsbildung Hinweise, die zwar leicht zu verarbeiten sind, aber 
nicht immer genau auf den Bewertungsgegenstand passen (vgl. z. B. Popkin 1991; 
Kuklinski 2001; Cutler 2002), sie integrieren neue Informationen „on-line“ zu einer 
Bilanz der Bewertung von Parteien und Kandidaten, ohne später genau zu wissen, 
was zu dieser Bewertung geführt hat (Lodge und McGraw 1995), und sie haben 
die Tendenz, widersprüchliche Urteile zu entschärfen, um kognitive Dissonanzen zu 
vermeiden (vgl. z. B. Festinger 1957; Taber et al. 2001).
4 Als politische Eigenschaften werden im Folgenden insbesondere die persönlichen politischen 
Standpunkte der Kandidaten zu Sachfragen verstanden. Als unpolitische Eigenschaften von 
Kandidaten werden alle Charaktereigenschaften, Auftreten oder Aussehen verstanden. Dabei 
wird nicht zwischen mehr oder weniger unpolitischen Charaktereigenschaften unterschieden, 
wie es in der Literatur zum Teil gemacht wird (vgl. Klein und Ohr 2000). 
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So wird die  Unterscheidung von politischen und unpolitischen Aspekten 
der Kandidatenbeurteilung  deutlich komplizierter. Erhebliche  Wechselbeziehun-
gen zwischen politischen Überzeugungen, der politischen Beurteilung von Kandi-
daten und unpolitischen Charaktereinschätzungen sind zu vermuten. Ein kleines 
Beispiel zur hohen Korrelation zwischen unpolitischen und politischen Bewertun-
gen von Kandidaten kann das illustrieren: Wähler schätzten bei der vergangenen 
Bundestagswahl 2009 verschiedene Eigenschaften der Spitzenkandidaten Angela 
Merkel und Frank-Walter Steinmeier vergleichsweise konsistent ein. Betrachtet 
man die Zustimmung und Ablehnung zu den beiden Aussagen, ob die Befragten 
die Person „menschlich sympathisch“ finden bzw. ob die Befragten denken, dass 
die Person „vernünftige Vorstellungen zur Bewältigung der Wirtschaftskrise“ hat, 
zeigen sich sowohl für Angela Merkel (r=.50) als auch für Frank-Walter Steinmeier 
(r=.44) starke Korrelationen zwischen den beiden Einschätzungen. Wer den Kan-
didaten oder die Kandidatin jeweils sympathisch fand, war auch eher der Ansicht, 
dass er oder sie vernünftige politische Vorstellungen hat.5 Ein solch starker Zusam-
menhang sollte sich nicht zeigen, wenn sich Wähler unabhängige Meinungen zu 
unpolitischen Charaktereigenschaften, Auftreten und Erscheinung von Kandidaten 
auf der einen Seite und den politischen Bewertungen ihrer Vorschläge und Bewer-
tungen auf der anderen Seite bilden würden. Dann wäre eher zu erwarten, dass es 
auch Wähler gibt, die beispielweise Frau Merkel zwar „menschlich sympathisch“ 
finden, aber nicht denken, dass sie vernünftige politische Vorstellungen hat. 
Die politikwissenschaftliche Literatur hat wiederholt Zusammenhänge 
zwischen politischen und unpolitischen Urteilen beschrieben. Nach Goren (2002) 
fokussieren Parteianhänger eher auf die charakterlichen Stärken eines Kandidaten 
ihrer präferierten Partei, die Gegner dieser Partei aber eher auf dessen charak-
terliche Schwächen (vgl. für ähnliche Befunde auch schon McGraw et al. 1996). 
Die Anhänger einer Partei bewerten die Charaktereigenschaften der Kandidaten 
ihrer Partei zudem meist deutlich positiver als die Anhänger anderer Parteien (z. B. 
Doherty und Gimpel 1997, Bishin et al. 2006). Auch generelle Sympathien für Kan-
didaten scheinen nicht unabhängig von politischen Überlegungen. Schumann und 
Schoen (2003) zeigen in Faktoranalysen für Deutschland, dass Sympathien für 
Politiker nach politischen Gesichtspunkten strukturiert sind. Wer einen konserva-
tiven Politiker sympathisch findet, findet einen linken meist weniger sympathisch 
und umgekehrt. Hayes (2005) beschreibt sogar eine direkte Verbindung zwischen 
den politischen Standpunkten einer Partei und den Attributen, die den Kandida-
5 GLES 2009, Primärforscher: Hans Rattinger, Sigrid Roßteutscher, Rüdiger Schmitt-Beck, 
Bernhard Weßels, Komponente 2, Vorwahlwelle der RCS-Wahlkampfstudie, ZA5303, 
doi:10.4232/1.10996.
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ten zugeschrieben werden. Nach seiner Theorie des „Trait Ownerships“ wird bei-
spielsweise linken Kandidaten auch eher Anteilnahme an den Sorgen der Menschen 
zugeschrieben als konservativen Kandidaten. Rapoport et al. (1989) untersuchen in 
den USA die Wahrnehmungen der Wähler zu noch unbekannten potentiellen Prä-
sidentschaftskandidaten und fanden, dass Wähler je nach vorgelegten Informati-
onen von den politischen Standpunkten auf die Charaktereigenschaften schlossen 
oder umgekehrt.
Die Ergebnisse dieser Untersuchungen deuten darauf hin, dass vermeintlich 
unpolitische Urteile über die persönlichen Eigenschaften von Kandidaten durchaus 
eine politische Basis haben können. Gleichzeitig kann eine umgekehrte Wirkungs-
richtung aber auch nicht ausgeschlossen werden. Unpolitische Urteile können 
potentiell auch die politischen Einschätzungen der Kandidaten beeinflussen. Mit 
Querschnittsbefragungen lassen sich die Wirkungsrichtungen und Wechselwirkun-
gen zwischen diesen Urteilen kaum bestimmen. Zwar kann man versuchen, mit 
möglichst sorgsam konzipierten Analysen unpolitische Kandidatenbeurteilungen 
von politischen zu trennen (vgl. z. B. Klein und Ohr 2000). Das Problem der Endo-
genität und Zweifel über die Kausalität bleiben aber bestehen, solange in Umfragen 
bereits gebildete Urteile über Kandidaten abgefragt werden und die Befragten die 
Teilaspekte der Beurteilung auch selbst nur schwer voneinander trennen können. 
Die Rolle von Kandidateneigenschaften bei Wahlentscheidungen in 
verschiedenen Regierungssystemen
Mehr noch als die Urteilsbildungsprozesse zu Kandidaten sind aus politikwissen-
schaftlicher Perspektive natürlich die Auswirkungen dieser Prozesse auf die Wahl-
entscheidungen relevant. Auch wenn sich die Urteilsbildung zu Spitzenkandidaten 
in verschiedenen Regierungssystemen kaum unterscheiden sollte, kann es immer 
noch zu Unterschieden in der Wahlentscheidung kommen. Der institutionelle 
Unterschied des Wahlmodus sollte einen Einfluss auf die Art der Wahlentscheidung 
ausüben: bei Parlamentswahlen wird über die Zusammensetzung des Parlaments 
und die relative Stärke der Parteien entschieden, bei Präsidentschaftswahlen über 
den zukünftigen Regierungschef. In parlamentarischen Systemen werden Parteilis-
ten oder lokale Parteikandidaten gewählt und nicht direkt die Spitzenkandidaten. 
Die persönlichen Eigenschaften der Spitzenkandidaten in parlamentarischen Syste-
men sollten deshalb eine geringere Rolle spielen als die persönlichen Eigenschaften 
der Präsidentschaftskandidaten in präsidentiellen Systemen – alleine wegen des 
institutionell vorgegebenen Wahlmodus. 
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Die Forschung zur Rolle von Spitzenkandidaten in parlamentarischen Sys-
temen zeigt dann auch ein wenig eindeutiges Bild. Die Frage, ob es auch zu einer 
zunehmenden Personalisierung von Wahlentscheidungen kommt, ist immer noch 
umstritten (Bean und Mughan 1989; Stewart und Clarke 2000; Klein und Ohr 
2000; Bartle und Crewe 2002; Schoen 2004; Clarke et al. 2004; Gabriel et al. 2009; 
Wagner 2011). Langfristige Analysen zeigen meist eher von Wahl zu Wahl und von 
Kandidat zu Kandidat wechselnd starke Einflüsse ohne einen klaren Trend zu einer 
zunehmenden Bedeutung persönlicher Eigenschaften der Spitzenkandidaten (z. B. 
Pappi und Shikano 2001; Curtice und Holmberg 2005). In komparativen Analysen 
zwischen Ländern mit präsidentiellen und Ländern mit parlamentarischen Syste-
men finden sich, trotz einer vermeintlichen Angleichung der Entscheidungsum-
gebung, immer noch Unterschiede in der Bedeutung von Spitzenkandidaten. Bei 
Präsidentschaftswahlen ist der der Einfluss von Spitzenkandidaten größer als bei 
Parlamentswahlen (vgl. Curtice und Hunjan 2009). 
Unklar bleibt dabei, ob die Unterschiede auf einen rein institutionellen 
Effekt des Wahlmodus oder auf weiterhin bestehende Unterschiede im breiteren 
politischen Kontext bzw. der politischen Kultur der Länder zurückzuführen sind. 
Granberg und Holmberg (1988) zeigen beispielsweise in ihrem detaillierten Ver-
gleich des Wahlverhaltens in Schweden und den USA, dass eine Reihe von Ein-
stellungen, Wahrnehmungen und Urteilen in den beiden Ländern unterschiedli-
che Muster aufweisen, die ihrer Meinung nach sehr gut mit den Unterschieden 
im politischen System der beiden Länder korrespondieren. Trotz einer möglichen 
Angleichung in der medialen Berichterstattung und bei den Wahlkampfstrategien 
der Parteien werden Muster in der politischen Kultur in verschiedenen politischen 
Systemen weiter bestehen. Genauso lässt sich vermuten, dass sich Wähler an den 
bestehenden politischen Prozess gewöhnen und möglicherweise entsprechende 
Routinen in der Urteils- und Entscheidungsbildung herausbilden. Mit Hilfe von 
komparativen Analysen von  Umfragedaten wird deshalb kaum  zu klären sein, ob 
Unterschiede im Wahlverhalten zwischen politischen Systemen auf Unterschiede 
im allgemeinen Entscheidungskontext oder auf die simple institutionelle Variation 
des Wahlmodus zurückzuführen sind. 
Forschungsfragen
Aufbauend auf diesen Überlegungen, lassen sich drei Forschungsfragen formulie-
ren: Erstens, schließen Wähler von politischen Eigenschaften der Kandidaten auf 
deren unpolitische Eigenschaften oder umgekehrt? Zweitens, gleichen Wähler ihre 
Einschätzungen der Kandidatenpersönlichkeit an ihre politischen Bewertungen 
Methoden — Daten — Analysen  ·  2012, Jg. 6, Heft 2, S. 213-244222 
der Kandidaten an oder umgekehrt? Und schließlich drittens, welche Rolle spielt 
der institutionelle Kontext der Wahlentscheidung für den Einfluss politischer und 
unpolitischer Kandidateneigenschaften? Jede dieser drei Fragen konnte mit Umfra-
gedaten bisher nicht zufriedenstellend geklärt werden. Hier wird nun ein Versuch 
mit Hilfe von Experimentaldaten unternommen. 
2 Daten und experimentelles Design
Experimente mit identischem Untersuchungsdesign wurden in vier verschiedenen 
Ländern – zwei mit parlamentarischem System und zwei mit präsidentiellem bzw. 
semi-präsidentiellem System – durchgeführt, mit 286 Befragten in Deutschland6, 
312 Befragten in Frankreich, 347 Befragten in Schweden und 304 Befragten in den 
USA. In den vier Ländern wurden jeweils auf sehr ähnliche Weise Versuchsperso-
nen rekrutiert, ein Teil der Befragten an Universitäten, der andere Teil auf öffent-
lichen Plätzen. In Deutschland, Frankreich und den USA waren so jeweils etwas 
mehr als die Hälfte der Befragten Studierende, in Schweden waren es aufgrund 
von Schwierigkeiten bei der Studentenrekrutierung an Universitäten etwas weni-
ger als die Hälfte. Die Fragebögen mit den verschiedenen Versuchsbedingungen 
wurden vor der Erhebung randomisiert und dann entsprechend an die Probanden 
verteilt. Die selbst auszufüllende paper-pencil Studie dauerte circa 10 Minuten und 
die Teilnahme war freiwillig. Beschrieben wurden die Experimente jeweils neutral 
als Studie zu politischen Kandidaten. 
Bei allen vier Experimenten wurden den Versuchspersonen nach der Beant-
wortung einiger Fragen zu politischen Sachfragen, der Parteiidentifikation und der 
Links-Rechts-Einschätzung jeweils vier hypothetische Kandidaten vorgestellt: zwei 
Kandidaten der größten konservativen Partei (CDU in Deutschland, Moderata in 
Schweden, UMP in Frankreich, Republikaner in den USA) und zwei Kandidaten der 
größten linken oder sozialdemokratischen Partei (SPD in Deutschland, SP in Schwe-
den, PS in Frankreich, Demokraten in den USA). Um Geschlechtereffekte auszu-
schließen, waren alle beschriebenen Kandidaten männlich. Als erste unabhängige 
Variable wurde variiert, welche Informationen die Versuchspersonen neben Basis-
informationen7 wie der Parteizugehörigkeit und einigen demographischen Anga-
6 Das Experiment in Deutschland wurde bereits hier ausgewertet: Huber (2008), eine ausführli-
che Beschreibung der Experimente findet sich bei Huber (2012). 
7 Es wurde ausgeführt, wo und wann sie geboren sind, wo und was sie studierten und wann sie 
in die Partei eingetreten sind. 
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ben über die Kandidaten bekamen. Tabelle 1 gibt einen Überblick über die verschie-
denen Versuchsbedingungen.8 
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Die erste Versuchsgruppe wurde in einem kurzen Text über die politischen Stand-
punkte von zwei der Kandidaten informiert (Kandidat A: rechts, wirtschaftsliberal; 
Kandidat C: mittig)9, die anderen beiden Kandidaten B und D wurden als Kontroll-
gruppe für die anderen Versuchsgruppen mit jeweils ähnlichen Füllinformationen 
beschrieben (z. B. den Familienstand: jeweils verheiratet und Kinder). Eine zweite 
Versuchsgruppe wurde über die politischen Standpunkte der Kandidaten B und D 
informiert (Kandidat B: mittig, Kandidat D: links). Kandidat A und C wurden hier 
jeweils nur mit den Füllinformationen beschrieben. Die eine Hälfte der Versuchs-
personen war also entweder politischen Informationen über die Kandidaten aus-
gesetzt oder bekam als Kontrolle lediglich die einfachsten Informationen wie die 
Parteizugehörigkeit und – möglichst nichtssagende – Füllinformationen. 
In den Bedingungen 3 und 4 wurden dagegen für keinen der Kandidaten 
Informationen über politische Standpunkte angegeben. Stattdessen wurden die 
Persönlichkeitseigenschaften beschrieben. Nach dem gleichen Muster wie in den 
Bedingungen 1 und 2 wurden wieder jeweils zwei Kandidaten substantiell beschrie-
ben und für die anderen beiden Kandidaten nur Basisinformationen und Füllinhalte 
8 Die detaillierten Beschreibungen in den verschiedenen Bedingungen lassen sich im Online-
Anhang zu diesem Artikel nachlesen.
9 Die Formulierungen bei der Beschreibung der politischen Standpunkte wurden angelehnt an 
die Ausführungen zu den politischen Standpunkten verschiedener Politiker im Munzinger 
Personenarchiv.
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gegeben. Einer der beschriebenen Kandidaten wurde dabei eher positiv beschrie-
ben: zum Beispiel als „redlich“ und als „scharfzüngiger Debattenredner“, der andere 
Kandidat wurde durch die Attribute „machthungrig“ und „technokratisch“ als eher 
negativ beschrieben. In Bedingung 3 wurde Kandidat A positiv beschrieben, Kan-
didat C negativ, in Bedingung 4 Kandidat B negativ und Kandidat D positiv. Damit 
wurde also in Bedingung 3 ein konservativer Kandidat positiv beschrieben und ein 
linker Kandidat negativ und in Bedingung 4 umgekehrt. Parteipolitische Unter-
schiede sollten dann über beide Bedingungen hinweg keine Rolle mehr spielen. 
Wegen der zeitlichen Nähe bei der Durchführung des Experiments in den USA mit 
den dortigen Präsidentschaftswahlen im Jahr 2008 und einem vergleichsweise sehr 
positiv und charismatisch bewerteten demokratischen Kandidaten Barack Obama 
wurde bei diesem Experiment die parteipolitische Balance nicht durchgehalten. Um 
keine Assoziationen mit Obama zu wecken, war der charakterlich positiv beschrie-
bene Kandidat jeweils ein Republikaner und der negativ beschriebene Kandidat 
jeweils Demokrat. Bis auf die Zuordnung der positiven und negativen Charakter-
beschreibungen zu den verschiedenen Kandidaten entspricht das experimentelle 
Design aber exakt dem in Deutschland, Frankreich und Schweden.
Als zweite unabhängige Variable wurde der institutionelle Kontext einer 
hypothetischen Wahlentscheidung manipuliert. Die Versuchspersonen wurden 
gebeten, sich eine Situation vorzustellen, in der die zwei mit substantiellen Infor-
mationen beschriebenen Kandidaten bei einer Wahl gegeneinander antreten. In 
Bedingung a traten die Kandidaten als Spitzenkandidaten ihrer Parteien bei einer 
Parlamentswahl an, in Bedingung b als Präsidentschaftskandidaten in einer Prä-
sidentschaftswahl. In der parlamentarischen Bedingung bekamen die Versuchs-
personen die Auswahl zwischen allen bedeutenden Parteien des Landes, in der 
präsidentiellen Bedingung wurden nur die beiden beschriebenen Kandidaten, als 
Vertreter der größten Parteien des Landes, zur Auswahl gestellt, mit der zusätzli-
chen Option der Wahl für einen nicht näher spezifizierten „anderen Kandidaten“. 
Um den Versuchspersonen in den verschiedenen Ländern den für sie jeweils unge-
wohnten Modus etwas zu erklären, wurden in den jeweiligen Bedingungen erläu-
ternde Sätze eingefügt. So wurde zum Beispiel im deutschen Fall in der präsiden-
tiellen Bedingung darauf hingewiesen, dass der so gewählte Präsident „deutlich 
größere Einflussmöglichkeiten als der heutige Bundespräsident hätte“. In den USA 
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wurde das parlamentarische System mit Bezug auf Großbritannien erläutert und 
ausführlicher erklärt.10 
Insgesamt ergibt sich damit also ein gemischtes experimentelles Design mit 
acht Versuchsgruppen. Manipuliert werden zum einen die Art der Informationen 
über die Kandidaten und zum anderen die institutionellen Regeln der hypotheti-
schen Wahlentscheidung zwischen den Kandidaten. Die Randomisierung der Ver-
suchspersonen in die verschiedenen Versuchsgruppen war dabei erfolgreich, die 
Gruppen unterscheiden sich bei Hintergrundvariablen wie Bildung, Geschlecht, 
oder politischem Interesse nicht signifikant voneinander. Manipulationschecks mit 
zweiseitigen t-Tests für die unterschiedlichen Bedingungen zeigen zudem, dass die 
Manipulationen der politischen Standpunkte und des Charakters erfolgreich waren. 
Kandidaten, die als links beschrieben wurden, werden auch weiter links eingestuft 
als Kandidaten, die mit mittigen Positionen beschrieben wurden. Genauso wer-
den konservative auch konservativer wahrgenommen als mittige Kandidaten. Im 
Vergleich zu der Kontrollbedingung ohne spezifische Informationen geben Ver-
suchspersonen zudem häufiger Urteile über die Positionen der beschriebenen Kan-
didaten bei Sachfragen an. Die Manipulation der Charaktereigenschaften führt wie 
beabsichtigt zu einer negativeren Einschätzung der negativ beschriebenen Kandi-
daten und zu einer positiveren Einschätzung der positiv beschriebenen Kandidaten. 
Im Vergleich zur Kontrollbedingung geben Versuchspersonen häufiger Urteile über 
Charaktereigenschaften der Kandidaten an, wenn sie auch Informationen über 
deren Charakter erhalten haben. 
Als abhängige Variable dienen zunächst die Einschätzungen und Bewertun-
gen der Kandidaten. Nach der Präsentation der Kandidaten wurden die Befrag-
ten gebeten, diese auf verschiedenen Dimensionen einzuschätzen. Befragt wur-
den sie einerseits zu den vermuteten politischen Positionen der Kandidaten bei 
verschiedenen politischen Sachfragen (wie z. B. Arbeitslosengeld oder die Rechte 
von Homosexuellen)11 und andererseits zu Einschätzungen des Kandidatencharak-
ters (Sympathie, Charisma, Führungsstärke). Erfragt wurde beides auf 4er Skalen 
mit der explizit aufgeführten Möglichkeit einer „Weiß nicht“- Antwort. Zusätzlich 
wurde auch die Gesamtbewertung auf einer 11er Skala erfragt, wiederum mit einer 
10 Der Fragetext in den USA lautete wie folgt: “Please imagine the following situation. In the US 
there would be a political system like in Britain with a prime minister who is elected by the 
majority of the House of Representatives. People would not vote directly for a candidate but 
for a political party. Now imagine there are elections for the House of Representatives and 
the described candidate A. is leader of the Republican Party and the described candidate C. is 
leader of the Democratic Party. Who would you vote for?”
11 Die Befragten sollten zu Beginn des Fragebogens auch ihre eigene Meinung zu diesen Sach-
fragen angeben, damit auch die wahrgenommenen Issue-Distanzen zu den Kandidaten be-
rechnet werden können. 
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expliziten „Weiß nicht“-Option. Analysiert werden im Folgenden sowohl der Anteil 
der abgegebenen Urteile auf den einzelnen Dimensionen als auch die Richtung die-
ser Urteile. Als weitere abhängige Variable dient schließlich die Wahlentscheidung 
in den jeweiligen Versuchsbedingungen.
3 Ergebnisse
Schließen Versuchspersonen von den politischen Standpunkten der 
Kandidaten auf deren Charaktereigenschaften oder umgekehrt?
Als erste Frage wird untersucht, ob Wähler Informationen über den Charakter der 
Kandidaten oder über die politischen Standpunkte der Kandidaten nutzen, um auf 
den jeweils anderen Aspekt der Kandidatenbewertung zu schließen. Werden also 
die jeweilig verfügbaren Informationen genutzt, um auch Urteile über Aspekte des 
Kandidaten zu fällen, für die gar keine substantiellen Informationen zur Verfügung 
stehen?12 Je nachdem, ob und wie stark Wähler von den politischen Standpunk-
ten der Kandidaten auf deren Charakter schließen oder umgekehrt, ist die politi-
sche Substanz von Kandidatenurteilen mehr oder weniger stark zu hinterfragen. 
Zunächst wird analysiert, ob Wähler Informationen über politische Standpunkte 
nutzen, um sich auch Urteile über den Charakter der Kandidaten zu bilden. Ana-
lysiert werden also in einem ersten Schritt nur Bedingung 1 und 2, in denen die 
Versuchspersonen keine substantiellen Informationen über den Charakter haben. 
Abbildung 1 gibt den Anteil der abgegeben Urteile über die Charaktereigenschaf-
ten der Kandidaten an, jeweils für den Fall, dass die Versuchspersonen Informatio-
nen über die politischen Standpunkte der Kandidaten erhalten haben oder nicht.13
Die Versuchspersonen sehen sich deutlich häufiger in der Lage, ein Urteil 
über die Charaktereigenschaften der Kandidaten zu treffen, wenn sie Informati-
onen über deren politische Standpunkte haben als wenn sie diese nicht haben. In 
allen vier Ländern ist der Unterschied zwischen den beiden Versuchsbedingungen 
signifikant (zweiseitiger t-Test: Schweden: t=5,38; p<.001; Deutschland: t=5,38; 
p<.001; Frankreich: t=3,21; p<.01; USA: t=5,56; p<.001). Am stärksten sind sie 
in den USA, Schweden und Deutschland. In Frankreich ist der Unterschied etwas 
geringer. Versuchspersonen leiten also offensichtlich Charaktereigenschaften der 
12 Je stärker das der Fall ist, desto größer sollte auch insgesamt das Endogenitätsproblem der 
Ergebnisse der klassischen Umfrageforschung sein. 
13 Dabei werden alle möglichen Bewertungen des Kandidatencharakters herangezogen. Insge-
samt wurden zu jedem Kandidaten drei Fragen bezüglich des Charakters gestellt.
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Kandidaten von deren politischen Standpunkten ab. Der Befund gilt für alle vier 
untersuchten Länder. Die Unterschiede zwischen den vier Ländern sind gering.  














Schweden Deutschland Frankreich USA
Information über polit. Standpunkte Keine Information über polit. Standpunkte
Mittelwerte abgegebener Urteile bei den drei Charaktereinschätzungen, Standardfehler um den Mittelwert. 
Versuchsbedingungen 1 und 2. 
Nun stellt sich die Frage, ob der Zusammenhang auch umgekehrt gilt: erschlie-
ßen sich Versuchspersonen auch politische Standpunkte aus den Charakterbe-
schreibungen der Kandidaten? Um diese Frage zu beantworten, wenden wir uns 
den Versuchsgruppen zu, die Information über den Kandidatencharakter erhalten 
haben, aber keine Informationen über die politischen Standpunkte der Kandida-
ten (Versuchsbedingungen 3 und 4). Abbildung 2 gibt den Anteil der abgegebenen 
Urteile über die Issue-Positionen der Kandidaten an, jeweils für den Fall, dass die 
Versuchspersonen Informationen über den Charakter der Kandidaten bekommen 
haben oder nicht.14 
14 In beiden Fällen haben die Versuchspersonen keine substantiellen Informationen über die 
politischen Standpunkte der Kandidaten.
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Schweden Deutschland Frankreich USA
Information über Charakter Keine Information über Charakter
Mittelwerte abgegebener Urteile bei den drei Sachfragen, Standardfehler. 
Versuchsbedingungen 3 und 4. 
Die Unterschiede zwischen den Versuchsbedingungen sind hier sehr gering. In 
Schweden, Frankreich und Deutschland ergeben sich keine signifikanten Unter-
schiede: die zusätzliche Information über den Kandidaten-Charakter erhöht nicht 
die Wahrscheinlichkeit, Aussagen über die Issue-Positionen der Kandidaten zu tref-
fen. In diesen Ländern scheinen die Versuchspersonen also nicht von Charakterin-
formationen auf politische Positionen der Kandidaten zu schließen.15 Der Kandida-
tencharakter wird offensichtlich nicht als Heuristik angewandt, um auf politische 
Standpunkte zu schließen. Ein etwas anderes Bild zeigt sich in den USA: Dort ergibt 
sich ein signifikanter Unterschied (zweiseitiger t-Test: t=3,41; p<.001) zwischen den 
Versuchsgruppen. Während sich die Befragten in der Bedingung mit Informationen 
über den Kandidatencharakter in 68 Prozent der Fälle ein Urteil über die politischen 
Positionen der Kandidaten zutrauten, sind es in der Bedingung ohne Information 
über den Kandidatencharakter nur 62 Prozent. Dieser Unterschied ist zwar deutlich 
geringer als oben für den umgekehrten Fall des Schließens von politischen Posi-
tionen auf Charaktereigenschaften beschrieben. Dennoch lässt sich für die USA 
15 Der hohe Anteil an Versuchspersonen, die sich in beiden Bedingungen ein Urteil über die 
politischen Standpunkte zutrauen, überrascht etwas. Die vergleichsweise hohen Werte las-
sen sich möglicherweise durch die Tatsache erklären, dass die Versuchspersonen ja die Par-
teizugehörigkeiten der Kandidaten in allen Bedingungen genannt bekommen haben. Da sie 
darüber hinaus keine Informationen über die spezifischen Standpunkte haben, scheinen die 
Versuchspersonen in vielen Fällen einfach ihre Urteile über die Issue-Positionen der Parteien 
auf die Issue-Positionen der Kandidaten übertragen zu haben.
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feststellen, dass sich Probanden offensichtlich eher in der Lage sehen, die politi-
schen Standpunkte der Kandidaten einzuschätzen, wenn sie Informationen über 
deren Charakter haben. Dieses Ergebnis legt möglicherweise eine etwas größere 
Bedeutung der politischen Standpunkte in Ländern mit parlamentarischem System 
nahe und eine etwas eigenständigere Rolle von Charakterbewertungen in Ländern 
mit präsidentiellem System. Bei der Interpretation der Länderunterschiede ist aber 
natürlich Vorsicht geboten, da die einzelnen Samples keine Zufallsstichproben der 
jeweiligen Bevölkerung darstellen. Gleichzeitig bleibt das Hauptmuster von den 
Unterschieden zwischen den Ländern ja auch unberührt: sowohl in Ländern mit 
präsidentiellem System als auch in Ländern mit parlamentarischem System schlie-
ßen Versuchspersonen von politischen Standpunkten auf Charaktereigenschaf-
ten, aber nicht oder nicht so stark von den Charaktereigenschaften auf politische 
Standpunkte. 
Gleichen Wähler ihre Einschätzung des Kandidatencharakters an die 
Beurteilung der politischen Standpunkte an und umgekehrt?
Der Nachweis, dass Wähler ein Urteil über den Charakter von Kandidaten abge-
ben, wenn sie Informationen über deren politische Standpunkte haben, sagt noch 
nichts darüber aus, ob Wähler auch ihr Urteil an die gegebene Information anpas-
sen. Im nächsten Schritt wird deshalb die Frage untersucht, ob und wie sehr Wähler 
Urteile über den Kandidatencharakter an Urteile über deren politische Standpunkte 
angleichen und umgekehrt. Mit den hier vorgestellten Experimenten kann diese 
Frage untersucht werden, indem in den jeweils verschiedenen Versuchsbedingun-
gen der Einfluss des einen Urteils auf das andere Urteil berechnet wird. 
Zunächst zum Einfluss der politischen Bewertungen auf die Urteile zum Kan-
didatencharakter: Hierfür werden die Versuchsgruppen herangezogen, die Infor–
mationen über die politischen Standpunkte der Kandidaten haben (Versuchsbedin-
gungen 1 und 2). Als abhängige Variable dienen die aufsummierten Einschätzungen 
der Kandidateneigenschaften – Glaubwürdigkeit, Führungsstärke und Charisma. Je 
höher dieser Wert, desto positiver wird der jeweilige Kandidatencharakter gese-
hen. Aus den Einschätzungen der Issue-Positionen der Kandidaten und den eigenen 
Positionen der Versuchspersonen zu diesen Sachfragen wird die unabhängige Vari-
able der politischen Distanz zu den einzelnen Kandidaten berechnet. Hierzu wird 
für jede einzelne Sachfrage die Differenz der eigenen Position mit der wahrgenom-
menen Position der Kandidaten berechnet und die Beträge der Differenzen auf-
summiert. Je höher der Wert dieser „Issue-Distanz“, desto größer ist die politische 
Distanz zu den jeweiligen Kandidaten. Als Kontrollvariable dient die Identifikation 
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mit der Partei des jeweiligen Kandidaten. Da die Parteizugehörigkeit der Kandida-
ten jeweils gegeben ist, erscheint es möglich, dass Versuchspersonen vor allem von 
einem Wahrnehmungsfilter ihrer Parteiidentifikation beeinflusst werden und weni-
ger von den spezifischen Informationen über die Kandidaten. Daneben wird jeweils 
der Studentenanteil im Sample kontrolliert.16 
Da der Wirkungsmechanismus bei beiden jeweils beschriebenen Kandida-
ten gleich sein sollte, wird für jedes Experiment nur ein Modell für beide jeweils 
beschriebenen Kandidaten geschätzt. Der Datensatz wird folglich zweifach gesta-
pelt. Jeder Befragte trägt dann zwei Bewertungen zu dem Datensatz bei, die Bewer-
tungen sind entsprechend nicht unabhängig. Folglich werden alle Antworten eines 
Befragten als „Cluster“ behandelt und robuste Standardfehler, die für diese Cluster 
korrigieren, geschätzt17. Tabelle 2 zeigt die Ergebnisse der OLS-Regressionen auf 
die Einschätzungen des Kandidatencharakters.  
Tabelle 2 Einfluss der Issue-Distanz auf die Einschätzungen des  
Kandidatencharakters
Einschätzung des Kandidatencharakters
Schweden Deutschland Frankreich USA
Issue-Distanz zu Kandidaten -.41 (.10)*** -.43 (.10)*** -.18 (.11) -.34 (.11)**
Identifikation mit Partei des Kandidaten .10 (.04)** .08 (.04)* .07 (.05) .07 (.04)
Bildung: Student .05 (.04) .02 (.05) .03 (.05) .06 (.04)
Konstante .71 (.05)*** .83 (.06)*** .70 (.05)*** .73 (.06)***
R² .22 .19 .04 .15
ΔR² Issue-Distanz .11 .12 .02 .09
N (Bewertungen) 175 171 139 122
N (Befragte) 91 91 72 68
Bedingungen 1 und 2: Zellen enthalten Koeffizienten der linearen Regressionen. Robuste Standardfehler (korrigiert 
für die Cluster) in Klammern.  *** p<.001 **p <.01 *p<.05
In drei der vier Experimente kommt es zu einer deutlichen und signifikanten Anglei-
chung des Charakterurteils an die wahrgenommene politische Distanz zum Kandi-
daten. Je größer die Issue-Distanz zum Kandidaten wahrgenommen wurde, desto 
negativer wird dessen Charakter eingeschätzt. Dieser Effekt gilt für Deutschland, 
16 Neben der Erfassung, ob es sich bei den Befragten um Studenten handelt oder nicht, wurde 
leider in den Experimenten die formale Bildung nicht zusätzlich erfasst. 
17 Wegen fehlender Angaben tragen nicht alle Befragten exakt gleich viele Bewertungen bei. 
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Schweden und die USA. Lediglich in Frankreich hat die Issue-Distanz keinen signi-
fikanten Effekt auf den Kandidatencharakter.18 Die Effekte für die Parteiidentifika-
tion sind deutlich kleiner und erreichen in Frankreich und den USA auch keine Sig-
nifikanz. Aufschlussreich ist dabei auch der Wert der zusätzlich erklärten Varianz 
bei Hinzunahme der Issue-Distanz. In Deutschland erhöht sich beispielsweise das R2 
im Vergleich zu einem Basismodell ohne die Variable der Issue-Distanz von .07 auf 
.19. Die Veränderung der erklärten Varianz ist in Schweden sehr ähnlich, und auch 
in den USA ist sie beträchtlich. Die Charakterzuschreibung erfolgte also weniger 
aufgrund der Identifikationen mit einer Partei als aufgrund der wahrgenommenen 
politischen Distanz zu dem Kandidaten. 
Nun stellt sich die Frage, ob Versuchspersonen in Bedingungen, in denen 
keine Informationen über die Standpunkte der Kandidaten gegeben sind, dafür 
aber über den Charakter (Bedingungen 3 und 4), auch den umgekehrten Schluss 
machen. Gleichen also Versuchspersonen ihre Urteile über Issue-Positionen der 
Kandidaten auch an ihre Urteile über den Charakter der Kandidaten an, wenn sie 
Informationen über den Charakter haben, aber nicht über die politischen Stand-
punkte der Kandidaten? Tabelle 3 zeigt die Ergebnisse der OLS-Regressionen auf die 
wahrgenommenen Issue-Distanzen zu den jeweiligen Kandidaten in den verschie-
denen Ländern. Der Datensatz ist wiederum zweifach gestapelt mit maximal zwei 
Bewertungen pro Befragtem. Als unabhängige Variable dient nun die Einschätzung 
des Kandidatencharakters, es wird wiederum die Identifikation mit der Partei des 
Kandidaten berücksichtigt und für den Studentenanteil im Experiment kontrolliert. 
18 Berechnet man eigene Modelle für die einzelnen Kandidaten und Versuchsbedingungen, zeigt 
sich ein signifikanter Effekt in den meisten Modellen, aber eben nicht in allen (siehe auch 
Sperber 2007). Wenn die Bewertungen eines Kandidaten in einer Bedingung herausgenom-
men werden, ergibt sich auch für Frankreich ein signifikanter Effekt. Da aber nicht ersichtlich 
ist, ob es sich bei der Bewertung dieses Kandidaten in dieser Bedingung um ein methodisches 
Artefakt handelt, werden hier – wie bei allen anderen drei Ländern auch – alle Bewertungen 
verwendet.
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Tabelle 3 Einfluss der Charaktereinschätzung auf die wahrgenommene 
Issue-Distanz zu den Kandidaten
Wahrgenommene Issue-Distanz zu Kandidat 
Schweden Deutschland Frankreich USA
Charaktereinschätzung -.24 (.07)** -.14 (.07)+ -.20 (.08)* -.10 (.09)
Identifikation mit Partei des Kandidaten -.13 (.04)** -.19 (.03)*** -.07 (.05)* -.17 (.04)***
Bildung: Student -.12 (.04)** .04 (.03) .06 (.03)* -.01 (.04)
Konstante .65 (.05)*** .56 (.06)***  .49 (.05)*** .55 (.07)***
R² .18 .18 .08 .11
ΔR² Charaktereinschätzung .06 .02 .05 .01
N (Bewertungen) 137 179 171 116
N (Befragte) 78 98 91 64
Bedingungen 3 und 4, Zellen enthalten OLS-Koeffizienten. Robuste Standardfehler (korrigiert für die Cluster) in 
Klammern. *** p<.001 **p <.01 *p<.05
Die Effekte der Charaktereinschätzung auf die wahrgenommene Issue-Distanz 
zu den Kandidaten sind insgesamt deutlich geringer als in die andere Richtung. 
In Schweden und Frankreich hat die Charaktereinschätzung einen signifikanten 
Effekt, in Deutschland lediglich auf dem 10-Prozent-Niveau, in den USA ist der 
Effekt nicht signifikant. Zumindest für Schweden und Frankreich gilt also auch die 
umgekehrte Anpassung an die gegebenen Informationen. Je positiver der Charak-
ter der Kandidaten dargestellt und wahrgenommen wird, desto geringer wird die 
Issue-Distanz zu dem Kandidaten wahrgenommen. Die Identifikation mit der Par-
tei des jeweiligen Kandidaten hat in allen vier Experimenten den zu erwartenden 
Effekt. Wenn Versuchspersonen sich mit der Partei eines Kandidaten identifizieren, 
schätzen sie die Issue-Distanz zu ihm geringer ein als wenn sie sich nicht mit dessen 
Partei identifizieren. Das erscheint in Abwesenheit von spezifischen Informationen 
über die Standpunkte der Kandidaten durchaus rational. Die Vorstellungen über die 
Parteien werden auf die Kandidaten übertragen. Für unsere Fragestellung bleibt 
festzuhalten, dass die zusätzlichen Informationen über den Charakter in zwei der 
vier Experimente zwar auch einen Einfluss auf Einschätzungen der Issue-Distanzen 
haben, der Einfluss aber auch dort relativ gering ist. Das wird auch an den Verän-
derungen der erklärten Distanz im Vergleich zu einem Basismodell ohne Charakter-
einschätzungen deutlich. So erhöht sich das R2 beispielsweise in Deutschland ledig-
lich von .16 auf .18, wenn die Charaktereinschätzungen hinzugenommen werden. 
Die Analysen der einzelnen Experimente in den Tabellen 2 und 3 zeigen also 
ein vergleichsweise eindeutiges Bild: Versuchspersonen gleichen die Bewertung des 
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Charakters relativ stark an politische Bewertungen an. Umgekehrt gilt das zwar 
auch, aber in deutlich geringerem Umfang. Insgesamt überwiegen – über die ein-
zelnen Experimente hinweg – die Gemeinsamkeiten bei der Angleichung politischer 
und unpolitischer Urteile. Ein moderierender Einfluss des Länderkontexts ist kaum 
festzustellen. Will man die geringen Unterschiede zwischen den Ländern dennoch 
interpretieren, lässt sich allenfalls auf eine etwas eigenständigere Urteilsbildung in 
präsidentiellen Systemen verweisen. Befragte gleichen dort ihre Einzelurteile weni-
ger stark aneinander an. 
Wahlentscheidung und institutioneller Kontext
Die bisherigen Analysen nutzten nur eine Variation des Experiments, nämlich die 
unterschiedlichen Kandidatenbeschreibungen. Die andere experimentelle Manipu-
lation betrifft die Situation der hypothetischen Wahlentscheidung, vor die Ver-
suchspersonen gestellt werden. In der parlamentarischen Bedingung werden die 
Versuchspersonen gebeten, sich vorzustellen, die zwei jeweils substantiell beschrie-
benen Kandidaten wären die Spitzenkandidaten der beiden großen Parteien in 
einer Parlamentswahl. In der präsidentiellen Bedingung werden sie dagegen gebe-
ten, sich vorzustellen, die beiden Kandidaten wären die zur Auswahl stehenden 
Präsidentschaftskandidaten in einer präsidentiellen Direktwahl. So kann versucht 
werden, den reinen institutionellen Effekt einer präsidentiellen Direktwahl im 
Gegensatz zu einer parlamentarischen Wahl von Parteien mit Spitzenkandidaten 
zu beleuchten. Gleichzeitig ermöglicht die parallele Durchführung der Experimente 
in Ländern mit parlamentarischem und präsidentiellem System auch die tentative 
Untersuchung des institutionellen Hintergrunds der Versuchspersonen. Wenn der 
institutionelle Kontext der Wahlentscheidung den unterschiedlich starken Einfluss 
verschiedener Informationen moderiert, sollten sich Effekte der experimentellen 
Manipulation finden. Wenn sich Wähler durch ihren realen politischen Kontext an 
eine bestimmte Art der Entscheidungsbildung gewöhnt haben, sollten sich zusätz-
lich oder ausschließlich Ländereffekte zeigen. 
Die unterschiedlichen Arten von Informationen, die die Probanden in den 
verschiedenen Bedingungen über die Kandidaten erhalten, ermöglichen jeweils zu 
untersuchen, welche Rolle diese Informationen in verschiedenen institutionellen 
Kontexten der Wahlentscheidung spielen. Wenn Wähler generell Spitzenkandida-
ten eine geringe Bedeutung beimessen und eher nach allgemeinen politischen Prä-
dispositionen entscheiden, haben sie in den Experimenten jeweils die Rückfallmög-
lichkeit, einfach nach ihren Parteipräferenzen zu wählen. Damit müssen sie ihre 
Entscheidung in der hypothetischen Wahl nicht notgedrungen an den ihnen zur 
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Verfügung stehenden Beschreibungen des Charakters oder der politischen Stand-
punkte der Kandidaten ausrichten. Sie können immer auch lediglich nach der Par-
teizugehörigkeit der Kandidaten entscheiden und die spezifischen Informationen 
über die Kandidaten ausblenden. Analysiert wird nun, in welchem institutionellen 
Kontext die Versuchspersonen ihre Entscheidung stärker an den Kandidaten aus-
richten: Werden bei einer präsidentiellen Direktwahl allgemein alle Informationen 
über die Kandidaten stärker gewichtet als bei  Parlamentswahlen? Oder gilt das nur 
für unpolitische Charaktereigenschaften, aber nicht für die spezifischen politischen 
Standpunkte der Kandidaten? Oder ist die „Präsidentialisierung“ von Parlaments-
wahlen so stark, dass der institutionelle Kontext der Wahlentscheidung gar keine 
Rolle spielt und Wähler bei Parlamentswahlen den Eigenschaften von Spitzenkan-
didaten eine ähnliche Rolle zuweisen, wie sie es bei den Kandidaten einer präsiden-
tiellen Direktwahl machen würden? 
Zunächst zum Einfluss des Charakters der Kandidaten: Hierfür werden 
entsprechend nur die Versuchspersonen herangezogen, die auch substantielle 
Beschreibungen des Kandidatencharakters erhalten haben (Bedingung 3 und 4). 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Auswahlmenge in der präsidentiellen und der 
parlamentarischen Bedingung nicht die gleiche ist. Während für die Befragten in 
der parlamentarischen Bedingung in diesen drei Ländern mit Mehrparteiensystem 
natürlich alle anderen im Parlament befindlichen Parteien zur Auswahl stehen, ist 
die Auswahlmenge in der Bedingung einer präsidentiellen Direktwahl notgedrun-
gen nicht so groß und enthält neben den beschriebenen Kandidaten der beiden 
größten Parteien lediglich die Option „Wahl für einen anderen Kandidaten“. Ein 
multinomiales Modell der Wahlentscheidung sollte diese Unterschiede im choice 
set etwas auffangen. Als Ausprägungen der abhängigen Variablen dienen dabei die 
Wahl des positiv beschriebenen Kandidaten (bzw. der Partei mit diesem Kandida-
ten), die Wahl des negativ beschriebenen Kandidaten (bzw. der Partei mit diesem 
Kandidaten) und die Wahl für einen anderen Kandidaten (bzw. Partei). Zentrale 
unabhängige Variable ist die experimentelle Manipulation des Wahlmodus. Erwar-
tet wird ein positiver Effekt der präsidentiellen Bedingung auf die Wahl des positiv 
beschriebenen Kandidaten im Vergleich zum negativ beschriebenen Kandidaten. 
Zusätzlich kann in der multivariaten Analyse der Länderkontext der Experimente 
berücksichtigt werden. Die Erwartung ist hier entsprechend, dass Versuchsperso-
nen in Ländern mit präsidentiellen Systemen die Charakterbeschreibungen stärker 
gewichten und eher für den positiv beschriebenen Kandidaten stimmen. Als dritte 
unabhängige Variable wird die Bildung der Befragten untersucht. Die Studenten 
in unserem Sample sollten als „Experten“ den Charakterbeschreibungen insge-
samt eine geringere Bedeutung geben als die anderen Befragten. Zur Kontrolle der 
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Parteianhängerschaft werden schließlich zwei dichotome Variable eingeführt: die 
Identifikation mit der Partei des positiv beschriebenen Kandidaten und die Iden-
tifikation mit der Partei des negativ beschriebenen Kandidaten. Während erstere 
einen stark positiven Effekt auf die Wahl des positiv beschriebenen Kandidaten 
haben sollte, sollte der Effekt der letzteren stark negativ sein. In Tabelle 4 sind die 
Ergebnisse des multinomialen logit-Modells beschrieben, dargestellt ist der Kont-
rast zwischen der Wahl für den positiv beschriebenen Kandidaten und der Wahl für 
den negativ beschriebenen Kandidaten bzw. deren Parteien.19  
Tabelle 4 Multinomiales Logit-Modell: Wahlentscheidung,  
Charakterbeschreibung und institutioneller Kontext 
Wahl für positiv beschriebenen Kandidaten 
vs. negativ beschriebenen Kandidaten
Versuchsbedingung: präsidentiell .57 (.24)*
Land: präsidentiell -.32 (.25)
Bildung: Student -.46 (.25)
Parteineigung für positiv beschriebenen Kandidaten 2.34 (.43)***




Nur Versuchsbedingungen mit Charakterbeschreibung. (Bedingungen 3 und 4) Zellen enthalten Koeffizienten der 
multinomialen Regression mit Standardfehlern in Klammern. Dargestellt ist der Kontrast zwischen der Wahl des 
positiv beschriebenen Kandidaten und des negativ beschriebenen Kandidaten.     *** p<.001 **p <.01 *p<.05
Der experimentell manipulierte institutionelle Kontext der Wahlentscheidung hat 
den erwarteten signifikanten Effekt. In der präsidentiellen Bedingung wählen die 
Befragten mit einer höheren Wahrscheinlichkeit den positiv beschriebenen im Ver-
gleich zum negativ beschriebenen Kandidaten. Der reale institutionelle Kontext des 
Landes hat dagegen keinen Einfluss auf die Wahlentscheidung. Befragte in den 
USA und Frankreich legen demnach keinen größeren Wert auf den Charakter der 
Kandidaten als Befragte in Deutschland und Schweden. Das Vorzeichen weist sogar 
in die umgekehrte Richtung, wonach Versuchspersonen in den Ländern mit prä-
sidentiellem System sogar etwas häufiger den negativ beschriebenen Kandidaten 
wählen. Der Effekt der Bildung geht in die erwartete Richtung, ist aber nur auf dem 
10-Prozent-Niveau signifikant. Studierende legen etwas weniger Wert auf die Cha-
19 Dabei handelt es sich um den gepoolten Datensatz aller vier Experimente. 
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raktereigenschaften der Kandidaten. Die Kontrollvariablen haben schließlich den 
erwartet starken Effekt: der positiv beschriebene Kandidat wird mit einer sehr viel 
höheren Wahrscheinlichkeit gewählt, wenn die Befragten sich mit dessen Partei 
identifizieren. Das gleiche gilt umgekehrt auch für den negativ beschriebenen Kan-
didaten. Von den untersuchten erklärenden Variablen hat also – bei Kontrolle der 
Parteianhängerschaft – nur die institutionelle Ausgestaltung und mit Abstrichen 
die Bildung einen signifikanten Effekt. Dabei ist der Einfluss der Institution auf 
die Wahl des positiv beschriebenen Kandidaten deutlich größer (durchschnittlicher 
marginaler Effekt: .12) als der Einfluss der Bildung (durchschnittlicher marginaler 
Effekt: .01). 
In einem zweiten Schritt wird nun die Rolle der Kandidatenpositionen in 
unterschiedlichen institutionellen Kontexten untersucht. Möglich ist, dass auch 
hier Wähler in einer präsidentiellen Direktwahl stärker auf Kandidateninformatio-
nen achten. Sie sollten dann unabhängig von der Parteizugehörigkeit des Kandida-
ten die spezifischen politischen Standpunkte der Kandidaten stärker gewichten und 
entsprechend häufiger den Kandidaten wählen, der ihnen aufgrund seiner Stand-
punkte politisch näher steht. Untersucht werden nun also nur die Befragten, die 
Informationen über die persönlichen Standpunkte der Kandidaten erhalten haben 
(Versuchsbedingung 1 und 2). Da die Positionen der Kandidaten in beiden Bedin-
gungen jeweils variiert wurden – der sozialdemokratische Kandidat wird einmal als 
eher mittig, einmal als eher links und der konservative Kandidat wird einmal als 
eher mittig und einmal als eher rechts beschrieben – sollten sich jeweils andere 
Befragte von den Kandidaten angezogen oder abgestoßen fühlen. Der politisch 
nahestehende Kandidat muss dann nicht unbedingt derjenige sein, der der Partei 
angehört, mit der sich ein Befragter identifiziert. Ein Wähler der politischen Mitte, 
der eigentlich ein Anhänger der SPD ist, aber mit einem mittigen CDU-Kandidaten 
und einem linken SPD-Kandidaten konfrontiert ist, mag sich dann zum Beispiel für 
die Wahl der CDU entscheiden, wenn er die persönlichen Standpunkte der Kandida-
ten nur hoch genug gewichtet. Die Wahl des nahestehenden Kandidaten bzw. der 
Partei des nahestehenden Kandidaten ist deshalb – über die Versuchsbedingungen 
hinweg – ein gutes Maß für den Wert, den Versuchspersonen Kandidatenbeschrei-
bungen geben. Ermittelt wird der jeweils nahestehende Kandidat über die wahr-
genommene Distanz zu den beiden substantiell beschriebenen Kandidaten bei den 
abgefragten Sachfragen. Der Kandidat, zu dem die Versuchsperson die geringere 
aggregierte Distanz aufweist, wird als der nahestehende Kandidat kodiert. 
Zur Überprüfung wird auch hier ein multivariates Modell der gepoolten 
Daten geschätzt, das neben dem experimentell manipulierten institutionellen Kon-
text der Wahlentscheidung auch den institutionellen Kontext des Herkunftslandes 
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und die Bildung der Befragten analysiert. Als abhängige Variable des multinomia-
len Modells dient analog zu oben die Wahlentscheidung in drei Ausprägungen: die 
Wahl für den jeweils nahestehenden Kandidaten oder dessen Partei, die Wahl für 
den jeweils weniger nahestehenden Kandidaten oder dessen Partei und die Wahl 
eines anderen Kandidaten oder einer anderen Partei. Wenn sich die Befragten in 
der präsidentiellen Versuchsbedingung stärker von den spezifischen Informationen 
über die Kandidaten beeinflussen lassen, sollte sich also ein positiver Effekt der 
Manipulation auf die Wahl des nahestehenden Kandidaten zeigen. Ähnlich sollte 
es einen positiven Effekt für das politische System des Herkunftslandes geben, 
wenn Befragte in präsidentiellen Ländern spezifische Kandidateninformationen 
allgemein stärker gewichten bzw. wenn Befragte in parlamentarischen Ländern all-
gemein stärker nach ihren Parteipräferenzen entscheiden. Bei der Bildung ist die 
Erwartung weniger eindeutig als oben für die Charaktereigenschaften der Kandi-
daten. Die Studenten sollten als „Experten“ den spezifischen politischen Positio-
nen der Kandidaten vor allem bei einer präsidentiellen Wahlentscheidung größere 
Bedeutung beimessen, nicht so sehr aber in der parlamentarischen Bedingung, da 
die persönlichen Positionen der Spitzenkandidaten in einem parlamentarischen 
System in Relation zu den allgemeinen Positionen ihrer Parteien (und ggf. auch 
Koalitionspartner) weniger Gewicht haben. Die Parteipräferenzen der Befragten 
werden wiederum durch zwei Dummy-Variablen kontrolliert, die jeweils angeben, 
ob die Versuchsperson sich mit der Partei des nahestehenden Kandidaten oder des 
weniger nahestehenden Kandidaten identifiziert. In Tabelle 5 werden die Ergebnisse 
dargestellt. Dargestellt ist jeweils nur der Kontrast zwischen der Wahl des naheste-
henden Kandidaten im Vergleich zum nicht nahestehenden Kandidaten bzw. zwi-
schen deren Parteien. 
Methoden — Daten — Analysen  ·  2012, Jg. 6, Heft 2, S. 213-244238 
Tabelle 5 Multinomiales Logit-Modell: Wahlentscheidung, politische 
Positionen der Kandidaten und institutioneller Kontext 
Wahl für nahestehenden Kandidaten vs. 
nicht nahestehenden Kandidaten
Versuchsbedingung: präsidentiell -.01 (.29)
Land: präsidentiell -.30 (.30)
Bildung: Student -.09 (.30)
Parteineigung für nahestehenden Kandidaten 2.13 (.37)***




Nur Versuchsbedingungen mit Beschreibung der politischen Standpunkte. (Bedingungen 1 und 2). Zellen enthalten 
Koeffizienten der multinomialen Regression mit Standardfehlern in Klammern. Dargestellt ist der Kontrast zwischen 
der Wahl des nahestehenden Kandidaten und des nicht nahestehenden Kandidaten. *** p<.001 **p <.01 *p<.05
Der institutionelle Kontext hat hier keinerlei Effekt auf die Wahl. Versuchsperso-
nen stimmen nicht mit einer höheren Wahrscheinlichkeit für den ihnen naheste-
henden Kandidaten, wenn dieser in einer präsidentiellen Direktwahl antritt – im 
Vergleich zu der Situation, in der der Kandidat als Spitzenkandidat seiner Partei in 
einer parlamentarischen Wahl antritt. Auch der institutionelle Kontext des Landes 
hat keinen signifikanten Effekt. Versuchspersonen in den USA und Frankreich legen 
danach nicht mehr Wert auf die spezifische Issue-Distanz zu den Kandidaten. Das 
Vorzeichen ist hier sogar negativ: danach legen Versuchspersonen in Ländern mit 
parlamentarischem System etwas mehr Wert auf die Kandidatenstandpunkte. Die 
Kontrollvariablen für die Parteipräferenzen der Befragten haben jeweils den erwar-
tet starken Effekt: der nahestehende Kandidat bzw. dessen Partei wird mit höherer 
Wahrscheinlichkeit gewählt, wenn die Befragten sich mit der Partei identifizieren. 
Das gleiche gilt für die Wahl des weniger nahestehenden Kandidaten. Der Einfluss 
der Parteipräferenzen ist groß, aber nicht überwältigend. Es bleibt ein eigenstän-
diger Effekt der Kandidaten, der sich auch in der signifikant positiven Konstanten 
ausdrückt.20 
Kandidateneigenschaften haben, nach diesen Ergebnissen zu urteilen, bei 
politischen Wahlentscheidungen nicht ein grundsätzlich größeres Gewicht bei 
20 Die Konstante beschreibt den Koeffizienten für die Wahl des nahestehenden gegenüber dem 
nicht nahestehenden Kandidaten, sofern alle unabhängigen Variablen im Modell gleich Null 
sind.
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präsidentiellen als bei parlamentarischen Wahlentscheidungen. Es kommt darauf 
an, ob es sich dabei um politische oder eher unpolitische Eigenschaften der Kan-
didaten handelt. Die Beschreibung der persönlichen politischen Standpunkte der 
Kandidaten hat in der parlamentarischen Bedingung einen ähnlich großen Ein-
fluss wie in der präsidentiellen Bedingung. Versuchspersonen gewichten die spe-
zifischen Standpunkte der Kandidaten sowohl bei einer präsidentiellen Direktwahl 
als auch bei einer Parlamentswahl mit den Kandidaten als Spitzenkandidaten ihrer 
Parteien relativ stark. Ein anderes Bild ergibt sich bei der eher unpolitischen Per-
sönlichkeit der Kandidaten. Die wird nach diesen Ergebnissen bei Präsidentschafts-
wahlen deutlich stärker gewichtet als in Parlamentswahlen. Versuchspersonen 
berücksichtigen die Charakterbeschreibungen der Kandidaten vor allem dann in 
ihrer Wahlentscheidung, wenn sie in die hypothetische Situation einer präsidenti-
ellen Direktwahl versetzt werden. Wähler berücksichtigen danach die spezifischen 
politischen Standpunkte der Kandidaten sowohl bei präsidentiellen als auch bei 
parlamentarischen Wahlentscheidungen, die spezifischen Charaktereigenschaften 
der Kandidaten werden dagegen fast nur in der präsidentiellen Wahlentscheidung 
berücksichtigt. 
4 Fazit
In den vier Experimenten in Deutschland, Frankreich, Schweden und den USA 
konnten zunächst die Wechselbeziehungen zwischen einzelnen Aspekten der Kan-
didatenbeurteilung untersucht werden, die sich so mit Umfragedaten zu realen 
politischen Kandidaten nicht abbilden lassen. Dabei zeigte sich, erstens, dass die 
Versuchspersonen in allen vier untersuchten Ländern von den politischen Stand-
punkten der Kandidaten auf deren Charaktereigenschaften schlossen, aber nicht 
umgekehrt von den Charaktereigenschaften der Kandidaten auf deren Stand-
punkte. Die umgekehrte Richtung des Schließens fand sich, schwächer ausgeprägt, 
lediglich in den USA. Zweitens zeigte sich auch bei der Angleichung der verschie-
denen Aspekte der Kandidatenbewertung ein vergleichsweise stabiles Muster: 
Befragte glichen ihre Urteile über den Charakter der Kandidaten stärker an poli-
tische Bewertungen an als umgekehrt. Das galt jeweils unabhängig vom Länder-
kontext der Experimente. Leichte Unterschiede zwischen den Ländern fanden sich 
allerdings bei der Stärke des Effekts: Versuchspersonen in präsidentiellen Syste-
men haben die Charakterbewertungen vergleichsweise etwas weniger stark an ihre 
politischen Bewertungen der Kandidaten angeglichen als Befragte in Ländern mit 
parlamentarischem System. Das spricht insgesamt für eine etwas eigenständigere 
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und wichtigere Rolle von unpolitischen Charaktereigenschaften der Kandidaten bei 
der Urteilsbildung in präsidentiellen Systemen. Drittens zeigte sich bei der Wahl-
entscheidung ein Effekt des experimentell manipulierten Wahlmodus. Die institu-
tionelle Ausgestaltung des Wahlmodus hatte einen systematischen Einfluss auf die 
Rolle von unpolitischen Kandidateneigenschaften bei Wahlentscheidungen. Bei der 
präsidentiellen Direktwahl legen Versuchspersonen ein größeres Gewicht auf die 
Charaktereigenschaften der Kandidaten als bei parlamentarischen Wahlentschei-
dungen. Auffällig ist dabei auch, dass die Kandidateneigenschaften bei präsidenti-
ellen Wahlentscheidungen keinen grundsätzlich größeren Einfluss haben. Die spe-
zifischen politischen Standpunkte der Kandidaten werden bei parlamentarischen 
Entscheidungen genauso stark berücksichtigt wie bei präsidentiellen. Ein Einfluss 
des Wahlmodus lässt sich nur bei den unpolitischen Eigenschaften nachweisen, 
dort aber relativ stabil über alle vier Experimente hinweg.
Mit Hilfe des Untersuchungsdesigns konnten also einige Erkenntnisse 
bezüglich der Endogenität politischer Urteilsbildung gewonnen werden: Wähler 
schließen eher von politischen auf unpolitische Eigenschaften von Kandidaten 
und adaptieren ihre Charaktereinschätzungen auch eher an politische Bewertun-
gen. Dennoch zeigt sich auch eine Anpassung in die andere Richtung. Die Befunde 
unterstreichen also die Endogenität politischer Urteile. Wähler bilden sich häufig 
nicht voneinander unabhängige Urteile zu politischen und unpolitischen Aspek-
ten von Kandidaten. Antworten von Wählern in Bevölkerungsumfragen zu unter-
schiedlichen Aspekten realer politischer Kandidaten sind damit immer nur mit Vor-
sicht zu interpretieren. Nach den Befunden der Experimente haben vor allem auch 
scheinbar unpolitische Bewertungen von Spitzenkandidaten häufig eine politische 
Grundlage. Gleichzeitig kann aber auch umgekehrt nicht ganz ausgeschlossen wer-
den, dass politische Urteile von unpolitischen Bewertungen beeinflusst werden. 
Dennoch scheinen die Bewertungen von Spitzenkandidaten insgesamt eine 
deutlich politischere Basis aufzuweisen als Analysen mit Umfragedaten häufig sug-
gerieren. Eine vermeintliche Personalisierung der Entscheidungsumgebung muss 
danach nicht unbedingt zu normativ bedenklichen elektoralen Folgen führen. Eine 
stärkere Fokussierung auf Spitzenkandidaten muss nicht bedeuten, dass die Urteils-
bildung an politischem Gehalt verliert. Zwar könnten dann auch die persönlichen 
Eigenschaften eine größere Rolle spielen, sie werden aber auch dann eher nicht 
die Urteilsbildung dominieren. Vor allem werden Persönlichkeitseigenschaften 
nach den Befunden dieses Artikels auch nicht die Wahlentscheidungen dominieren 
– zumindest solange nicht das politische System umgestellt wird und der Regie-
rungschef direkt gewählt wird. Die Personalisierung der Politik führt danach nicht 
unbedingt zu einer Präsidentialisierung von Wahlentscheidungen in parlamentari-
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schen Systemen. Die institutionelle Ausgestaltung der Art der Wahlentscheidung 
bestimmt zu einem nicht unerheblichen Teil, wie groß die Rolle unpolitischer Kan-
didateneigenschaften bei diesen Wahlentscheidungen ist.
Der Vorteil des hier verwendeten experimentellen Untersuchungsdesigns, 
die klare Trennung der Informationen für Wähler nach politischen Standpunkten 
und Charaktereigenschaften, ist auf der anderen Seite natürlich eine Begren-
zung für die Verallgemeinerung der Ergebnisse. Wähler und Wählerinnen werden, 
wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß, meist über beide Informationen verfü-
gen und sie auch oft zusammen erhalten und gemeinsam verarbeiten. Es ist dann 
nicht auszuschließen, dass die Wirkungszusammenhänge zwischen den politi-
schen und unpolitischen Aspekten der Kandidatenbeurteilung eine andere Dyna-
mik bekommen. Für zukünftige experimentelle Forschung erscheint es deshalb 
vielversprechend, beispielsweise das Ausmaß an Informationen über politische 
und unpolitische Kandidateneigenschaften zu variieren und so zu untersuchen, 
wie sich Wechselwirkungen zwischen den beiden Aspekten in einer solchen 
Entscheidungsumgebung darstellen. Neben weiteren experimentellen Variationen 
besteht auch die Möglichkeit, vor dem Hintergrund der dargestellten Befunde 
einen neuen Blick auf Umfragedaten zu werfen und beispielsweise zu versuchen, 
die unterschiedlichen Aspekte der Kandidatenbeurteilung zu trennen, indem man 
die Unsicherheit der Wähler über die Teilaspekte der Urteile analysiert (vgl. Glas-
gow und Alvarez 2000, Peterson 2004). So besteht die Hoffnung, dass sich in 
Zukunft experimentelle Forschung und Umfrageforschung gegenseitig befruchten 
und häufiger programmatische Forschung ermöglichen, die sich unterschiedlicher 
Methoden bedient. 
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Als Wähler steht man häufi g vor der schwierigen Aufgabe, sich Meinungen über 
politische Kandidaten bilden zu müssen, über die man nur wenige Informationen 
hat. Im Folgenden stellen wir Ihnen vier Kandidaten mit unterschiedlichen Informa-
tionen vor. Bitte lesen sie sich die Beschreibungen aufmerksam durch. Im Anschluss 
werden wir Sie nach ihren Einschätzungen der Kandidaten fragen.
Bedingung 1
Kandidat A. (CDU) ist am 17.4.1958 in Braunschweig geboren. Von 1978 bis 1984 
studierte er an der Osnabrücker Universität Rechtswissenschaften und legte 1985 
in Hannover sein zweites Staatsexamen ab. Neben dem Studium engagierte er sich 
bereits früh in der Jungen Union. A. profi lierte sich in seiner Partei unter anderem 
mit dem Thema der Verschlankung des Staates. Der Staat müsse sich auf seine 
Kernaufgaben zurückziehen, forderte er und den „Leistungsgedanken wieder stär-
ker in der Gesellschaft verankern.“ Kritikern, die ihm soziale Kälte vorwarfen, ent-
gegnete er, nur durch Deregulierung und eine Rückführung der Staatsausgaben 
werde neues wirtschaftliches Wachstum möglich. A. setzte in seiner politischen 
Laufbahn weitere Akzente, indem er entschieden gegen die doppelte Staatsbürger-
schaft eintrat und von Migranten forderte, sich an der „deutschen Leitkultur“ zu 
orientieren.
Kandidat B. (CDU) ist am 6.9.1954 in Ludwigsburg geboren. Er studierte von 1972 
bis 1978 Maschinenbau in Stuttgart. Politisch engagierte er sich, nach seinem Ein-
tritt in die CDU im Jahre 1977 zunächst auf kommunalpolitischer Ebene. B. arbei-
tete zunächst in seinem Beruf als Ingenieur, übernahm aber nach und nach immer 
mehr Ämter in seiner Partei, bis er schließlich im Jahre 1980 hauptberufl ich in die 
Politik ging. Er ist verheiratet und hat drei Kinder. Zu seinen Hobbys zählt er Lesen 
und Schach spielen.
1 Sascha Huber: Spitzenkandidaten und Urteilsbildung in präsidentiellen und parlamentari-
schen Systemen, mda 2/2012: 213-244
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Kandidat C. (SPD) ist am 8.1.1956 in Bremen geboren. Er studierte von 1976 bis 
1983 Volkswirtschaftslehre in Hamburg und Köln. Während seines Studiums enga-
gierte er sich bei den Jusos und trat 1984 in die SPD ein. C. ist in seiner Partei als 
Modernisierer und Mann der Mitte hervorgetreten. Er betonte stets die Notwen-
digkeit, den Sozialstaat umzubauen. Nur so sei das Ziel der sozialen Gerechtig-
keit mit wirtschaftlicher Dynamik zu vereinen. Bei der Umsetzung von Reformen 
warnte er vor ideologischen Scheuklappen. Auch in gesellschaftspolitischen Fragen 
zeigte sich C. moderat. So forderte er etwa von seiner Partei, sich von dem ide-
alisierten Bild einer multikulturellen Gesellschaft zu verabschieden und stärkere 
Integrationsbemühungen von Migranten einzufordern. 
Kandidat D. (SPD) ist am 23.8.1949 in Oberhausen geboren. Nach der mittleren 
Reife absolvierte er eine Ausbildung zum Industriekaufmann. 1970 trat er in die 
SPD ein und übernahm zunächst verschiedene Ämter in seinem Heimatbezirk. D. 
war bis 1976 als  Industriekaufmann tätig, engagierte sich daneben aber weiterhin 
in seiner Partei. Mit der Wahl zum Abgeordneten wandte er sich dann vollständig 
der Politik zu. Seit 1987 ist er verheiratet und hat zwei Töchter. In seiner Freizeit 
geht er gerne wandern und fährt Ski.
Bedingung 2
Kandidat A. (CDU) ist am 17.4.1958 in Braunschweig geboren. Von 1978 bis 1984 
studierte er an der Osnabrücker Universität Rechtswissenschaften und legte 1985 
in Hannover sein zweites Staatsexamen ab. Neben dem Studium engagierte er sich 
bereits früh in der Jungen Union. A. arbeitete zunächst in seinem Beruf als Anwalt, 
übernahm aber nach und nach immer mehr Ämter in seiner Partei, bis er schließlich 
im Jahre 1988 hauptberufl ich in die Politik ging. Er ist verheiratet und hat drei Kin-
der. Zu seinen Hobbys zählt er Lesen und Schach spielen.
Kandidat B. (CDU) ist am 6.9.1954 in Ludwigsburg geboren. Er studierte von 1972 bis 
1978 Maschinenbau in Stuttgart. Politisch engagierte er sich, nach seinem Eintritt 
in die CDU im Jahre 1977 zunächst auf kommunalpolitischer Ebene. B. profi lierte 
sich in seiner Partei als Mann des Ausgleichs, der sich verstärkt für Arbeitnehmer-
interessen einsetzte. Die Politik müsse einerseits alles dafür tun, Wachstumshemm-
nisse für die Wirtschaft zu beseitigen, forderte er, andererseits dürfe das aber nicht 
dazu führen, den sozialen Zusammenhalt aufs Spiel zu setzen. Moderate Positionen 
nahm B. auch in gesellschaftspolitischen Bereichen ein. Er forderte seine Partei 
auf, sie müsse sich „neuen urbanen Schichten“ öff nen und sich nicht nur auf die 
konservative Stammklientel verlassen. 
Kandidat C. (SPD) ist am 8.1.1956 in Bremen geboren. Er studierte von 1976 bis 
1983 Volkswirtschaftslehre in Hamburg und Köln. Während seines Studiums enga-
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gierte er sich bei den Jusos und trat 1984 in die SPD ein. C. war bis 1988 als Volks-
wirt tätig, engagierte sich daneben aber weiterhin in seiner Partei. Mit der Wahl 
zum Abgeordneten wandte er sich dann vollständig der Politik zu. Seit 1987 ist er 
verheiratet und hat zwei Töchter. In seiner Freizeit geht er gerne wandern und fährt 
Ski.
Kandidat D. (SPD) ist am 23.8.1949 in Oberhausen geboren. Nach der mittleren 
Reife absolvierte er eine Ausbildung zum Industriekaufmann. 1970 trat er in die 
SPD ein und übernahm zunächst verschiedene Ämter in seinem Heimatbezirk. D. ist 
in seiner Partei als ausgewiesener Kritiker von Kürzungen im Sozialbereich hervor-
getreten. Die Politik müsse sich den „kleinen Leuten“ und der wachsenden „Gerech-
tigkeitslücke“ in der Gesellschaft zuwenden, forderte er. Im globalisierten Kapi-
talismus gelte es, die Errungenschaften des Sozialstaats zu verteidigen. Daneben 
profi lierte sich D. in der Integrationsdebatte mit seinem Eintreten für einen Dialog 
der Kulturen und seiner Kritik an dem Begriff  der „deutschen Leitkultur“.  
Bedingung 3
Kandidat A. (CDU) ist am 17.4.1958 in Braunschweig geboren. Von 1978 bis 1984 
studierte er an der Osnabrücker Universität Rechtswissenschaften und legte 1985 
in Hannover sein zweites Staatsexamen ab. Neben dem Studium engagierte er sich 
bereits früh in der Jungen Union. A. wurde in seiner Partei bald zu einem Hoff -
nungsträger. Beobachter schätzten an ihm, seine „redliche und bodenständige Art“. 
Im Parlament profi lierte er sich immer wieder als scharfzüngiger Debattenredner. 
Er wusste aber auch bei öff entlichen Auftritten zu überzeugen und die Bevölke-
rung für sich einzunehmen. In Wahlkämpfen erwies er sich mit seiner leutseligen 
Art als Zugpferd seiner Partei.
Kandidat B. (CDU) ist am 6.9.1954 in Ludwigsburg geboren. Er studierte von 1972 
bis 1978 Maschinenbau in Stuttgart. Politisch engagierte er sich, nach seinem Ein-
tritt in die CDU im Jahre 1977 zunächst auf kommunalpolitischer Ebene. B. arbei-
tete zunächst in seinem Beruf als Ingenieur, übernahm aber nach und nach immer 
mehr Ämter in seiner Partei, bis er schließlich im Jahre 1980 hauptberufl ich in die 
Politik ging. Er ist verheiratet und hat drei Kinder. Zu seinen Hobbys zählt er Lesen 
und Schach spielen.
Kandidat C. (SPD) ist am 8.1.1956 in Bremen geboren. Er studierte von 1976 bis 
1983 Volkswirtschaftslehre in Hamburg und Köln. Während seines Studiums enga-
gierte er sich bei den Jusos und trat 1984 in die SPD ein. C. profi lierte sich in den 
Parteigremien rasch durch sein detailliertes Fachwissen in verschiedenen Politik-
bereichen. In internen Machtkämpfen seiner Partei zeigte er sich als geschickter 
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Taktierer und wusste sich wiederholt gegen seine Gegner durchzusetzen. Beobach-
ter beschrieben ihn dabei als ausgesprochen „machthungrig“. Kritiker warfen ihm 
daneben vor, sein Technokratenimage nicht ablegen zu können. 
Kandidat D. (SPD) ist am 23.8.1949 in Oberhausen geboren. Nach der mittleren 
Reife absolvierte er eine Ausbildung zum Industriekaufmann. 1970 trat er in die 
SPD ein und übernahm zunächst verschiedene Ämter in seinem Heimatbezirk. D. 
war bis 1976 als  Industriekaufmann tätig, engagierte sich daneben aber weiterhin 
in seiner Partei. Mit der Wahl zum Abgeordneten wandte er sich dann vollständig 
der Politik zu. Seit 1987 ist er verheiratet und hat zwei Töchter. In seiner Freizeit 
geht er gerne wandern und fährt Ski.
Bedingung 4
Kandidat A. (CDU) ist am 17.4.1958 in Braunschweig geboren. Von 1978 bis 1984 
studierte er an der Osnabrücker Universität Rechtswissenschaften und legte 1985 
in Hannover sein zweites Staatsexamen ab. Neben dem Studium engagierte er sich 
bereits früh in der Jungen Union. A. arbeitete zunächst in seinem Beruf als Anwalt, 
übernahm aber nach und nach immer mehr Ämter in seiner Partei, bis er schließlich 
im Jahre 1988 hauptberufl ich in die Politik ging. Er ist verheiratet und hat drei Kin-
der. Zu seinen Hobbys zählt er Lesen und Schach spielen
Kandidat B. (CDU) ist am 6.9.1954 in Ludwigsburg geboren. Er studierte von 1972 
bis 1978 Maschinenbau in Stuttgart. Politisch engagierte er sich, nach seinem Ein-
tritt in die CDU im Jahre 1977 zunächst auf kommunalpolitischer Ebene. B. profi -
lierte sich in den Parteigremien rasch durch sein detailliertes Fachwissen in ver-
schiedenen Politikbereichen. In internen Machtkämpfen seiner Partei zeigte er sich 
als geschickter Taktierer und wusste sich wiederholt gegen seine Gegner durch-
zusetzen. Beobachter beschrieben ihn dabei als ausgesprochen „machthungrig“. 
Kritiker warfen ihm daneben vor, sein Technokratenimage nicht ablegen zu können. 
Kandidat C. (SPD) ist am 8.1.1956 in Bremen geboren. Er studierte von 1976 bis 
1983 Volkswirtschaftslehre in Hamburg und Köln. Während seines Studiums enga-
gierte er sich bei den Jusos und trat 1984 in die SPD ein. C. war bis 1988 als Volks-
wirt tätig, engagierte sich daneben aber weiterhin in seiner Partei. Mit der Wahl 
zum Abgeordneten wandte er sich dann vollständig der Politik zu. Seit 1987 ist er 
verheiratet und hat zwei Töchter. In seiner Freizeit geht er gerne wandern und fährt 
Ski.
Kandidat D. (SPD) ist am 23.8.1949 in Oberhausen geboren. Nach der mittleren 
Reife absolvierte er eine Ausbildung zum Industriekaufmann. 1970 trat er in die 
SPD ein und übernahm zunächst verschiedene Ämter in seinem Heimatbezirk. D. 
wurde in seiner Partei bald zu einem Hoff nungsträger. Beobachter schätzten an 
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ihm, seine „redliche und bodenständige Art“. Im Parlament profi lierte er sich immer 
wieder als scharfzüngiger Debattenredner. Er wusste aber auch bei öff entlichen 
Auftritten zu überzeugen und die Bevölkerung für sich einzunehmen. In Wahl-
kämpfen erwies er sich mit seiner leutseligen Art als Zugpferd seiner Partei.
Variation des politischen Systems bei der hypothetischen Wahlentscheidung
Bedingung a: präsidentielles System
(Beispiel)
Bitte stellen Sie sich nun folgende Situation vor. In Deutschland gäbe es eine 
Direktwahl für den Präsidenten, und dieser direkt gewählte hätte deutlich größere 
politische Einfl ussmöglichkeiten als der heutige Bundespräsident. In einer solchen 
Direktwahl treten nun Kandidat A. und Kandidat C. gegeneinander an. Für wen 
würden sie sich entscheiden?
Kandidat A. (CDU) 
Kandidat D. (SPD)  
Keinen der beiden 
Bedingung b: parlamentarisches System
(Beispiel)
Bitte stellen Sie sich nun folgende Situation vor. Es sind Bundestagswahlen in 
Deutschland und der oben beschriebene Kandidat A. ist der Kanzlerkandidat der 
CDU und Kandidat C. ist der Kanzlerkandidat der SPD. Welche Partei würden Sie 
mit Ihrer Zweitstimme wählen? 
CDU (Kandidat A. ist Kanzlerkandidat)   
SPD  (Kandidat C. ist Kanzlerkandidat)   
FDP       
Die Grünen      
Die Linke     
Andere       
Keine       
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Experiment 2,  Frankreich
Variation der Kandidatenbeschreibung
Vorspann:
En tant qu’électeur, on est souvent confronté à la tâche diffi  cile de devoir se for-
mer une opinion sur des candidats politiques pour lesquels on ne dispose que 
d’informations partielles. Nous vous présentons ci-après quatre candidats fi ctifs 
avec diff érents types d’informations. Nous vous demandons de bien vouloir lire 
attentivement chaque description. Nous vous demanderons ensuite votre apprécia-
tion/votre avis sur ces candidats.  
Bedingung 1
Le candidat A (UMP) est né le 17 avril 1958 à Paris. Il commence une licence de 
droit et entre à l‘Institut d‘études politiques de Paris en 1977, où il adhère au Ras-
semblement pour la République (RPR). A sa sortie de l’ENA, il est nommé auditeur à 
la Cour des comptes. Au sein de son parti, A s’est fait un nom en préconisant plus 
« d’espace  » pour les entreprises. L’Etat ne doit pas, selon lui, bloquer l’initiative 
des entreprises et des citoyens, mais doit réhabiliter la valeur du travail. Seules 
des réformes profondes peuvent reconduire la France sur le chemin de la crois-
sance et du plein emploi. Sa réputation se fonde aussi sur ses prises de positions 
fermes concernant la politique de l’intérieur et l’importance qu’il accorde à l’iden-
tité nationale.
Le candidat B (UMP) est né le 6 septembre 1954 à Bordeaux. Il entre l’Ecole Poly-
technique en 1973, puis intègre le corps des ingénieurs des ponts et chaussés en 
1977 pour s’installer dans sa région d’origine, la Gironde. Il commence sa carrière 
politique au niveau communal en 1984 en tant que maire. Au fur et à mesure, il 
accumule des responsabilités politiques en tant qu’élu et dans son parti, au niveau 
communal et régional, et fi nit par faire de la politique son métier avec son élection 
au Sénat en 1989. Le candidat B est marié depuis 1979 et il a trois enfants. Pendant 
son temps libre, il poursuit sa passion pour la voile, ainsi que  pour la littérature et 
la poésie. 
Le candidat C (PS) est né le 8 janvier 1956 à Lille. Il entre à l’Ecole Normale Supé-
rieure en 1975, puis à l’Institut d’Etudes Politiques de Paris en 1976. Là, il fait ses 
premiers pas en politique en tant que jeune socialiste. Ayant obtenu son agrégation 
en économie il devient professeur à l‘université de Paris I-Panthéon-Sorbonne. Au 
sein de son parti il se fait un nom en tant qu’homme du centre, défendant des 
postions modérées. Il insiste sur la nécessité de réformer l’Etat-providence pour 
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pouvoir concilier performance économique et justice sociale, à l’exemple des pays 
d’infl uence socio-démocrates. En ce qui concerne les enjeux sociétaux, il est éga-
lement modéré. Il conseille à son propre parti de ne pas idéaliser leur image de 
la société multiculturelle et de demander un eff ort d’intégration de la part des 
migrants.
Le candidat D (PS) est né le 23 août 1955 à Boulogne-Billancourt. En 1973, il com-
mence des études de droit à l’université Paris X-Nanterre. C’est là où il commence 
à faire ses gammes en politique en présidant le mouvement des jeunes socialistes. 
En 1979, il devient avocat au Barreau de Paris. La même année, il adhère au parti 
socialiste. Il devient élu local tout en continuant d’exercer son métier d’avocat. Ce 
n’est qu’après son élection à l’Assemblée nationale qu’il consacre toute son énergie 
à la politique. Le candidat est marié depuis 1987 et il est père de deux fi lles. Ses 
loisirs préférés sont la musique et sa guitare, quand il n’a pas la possibilité de faire 
des randonnés en montagne.  
Bedingung 2
Le candidat A (UMP) est né le 17 avril 1958 à Paris. Il commence une licence de 
droit et entre à l‘Institut d‘études politiques de Paris en 1977, où il adhère au Ras-
semblement pour la République (RPR). A sa sortie de l’ENA, il est nommé auditeur à 
la Cour des comptes. Au fur et à mesure, il accumule des responsabilités politiques 
en tant qu’élu et dans son parti, et fi nit par faire de la politique son métier après 
son élection à l’assemblée nationale en 1997. Le candidat B est marié depuis 1989 
et il a trois enfants. Pendant son temps libre, il poursuit sa passion pour la voile, 
ainsi que  pour la littérature et la poésie. 
Le candidat B (UMP) est né le 6 septembre 1954 à Bordeaux. Il entre l’Ecole Poly-
technique en 1973, puis intègre le corps des ingénieurs des ponts et chaussés en 
1977 pour s’installer dans sa région d’origine, la Gironde. Il commence sa carrière 
politique au niveau communal en 1984 en tant que maire. B s’impose en tant 
qu’homme de la conciliation, et se prononce pour le soutien des personnes défavo-
risées. Selon lui, la politique doit éliminer les obstacles à la croissance économique, 
tout en prenant en compte la cohésion sociale. Il défend également des positions 
modérées sur les questions de société. Enfi n, il suggère à son parti de s’ouvrir aux 
nouvelles couches urbaines et de ne pas se concentrer uniquement sur son électo-
rat conservateur traditionnel.
Le candidat C (PS) est né le 8 janvier 1956 à Lille. Il entre à l’Ecole Normale Supé-
rieure en 1975, puis à l’Institut d’Etudes Politiques de Paris en 1976. Là, il fait ses 
premiers pas en politique en tant que jeune socialiste. Ayant obtenu son agrégation 
en économie il devient professeur à l‘université de Paris I-Panthéon-Sorbonne. Il 
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devient élu au niveau communal tout en continuant d’enseigner à l’université. Ce 
n’est qu’après son élection à l’Assemblée nationale qu’il consacre toute son énergie 
à la politique. Le candidat est marié depuis 1987 et il est père de deux fi lles. Ses 
loisirs préférés sont la musique et sa guitare, quand il n’a pas la possibilité de faire 
des randonnés en montagne.  
Le candidat D (PS) est né le 23 août 1955 à Boulogne-Billancourt. En 1973, il 
commence des études de droit à l’université Paris X-Nanterre. C’est là où il com-
mence à faire ses gammes en politique en présidant le mouvement des jeunes 
socialistes. D est renommé pour ses critiques fermes des réformes qui se font au 
détriment des acquis sociaux. Au sein du PS, il se distingue comme représentant 
de la « gauche traditionnelle » en préconisant une politique à destination des plus 
défavorisés. Il déplore une fracture sociale grandissante et milite pour une autre 
mondialisation, qui protège les travailleurs français des délocalisations. En ce qui 
concerne les questions sociétales, il dénonce le populisme de ses adversaires poli-
tiques de droite et se prononce pour un dialogue des cultures et une société mul-
ticulturelle.
Bedingung 3
Le candidat A (UMP) est né le 17 avril 1958 à Paris. Il commence une licence de 
droit et entre à l‘Institut d‘études politiques de Paris en 1977, où il adhère au Ras-
semblement pour la République (RPR). A sa sortie de l’ENA, il est nommé auditeur 
à la Cour des comptes. A est rapidement devenu l’espoir de son parti. La plupart 
des observateurs louent son intégrité, et considèrent son enracinement dans le 
terroir et sa proximité envers le  peuple comme un atout. A l’Assemblée nationale, 
il s’est fait remarquer à plusieurs reprises comme un orateur doué. De même, lors 
des interventions publiques, il sait convaincre et gagner la population à sa cause. 
Dans les campagnes électorales, il s’est imposé comme une locomotive grâce à sa 
nature aff able.
Le candidat B (UMP) est né le 6 septembre 1954 à Bordeaux. Il entre l’Ecole Poly-
technique en 1973, puis intègre le corps des ingénieurs des ponts et chaussés en 
1977 pour s’installer dans sa région d’origine, la Gironde. Il commence sa carrière 
politique au niveau communal en 1984 en tant que maire. Au fur et à mesure, il 
accumule des responsabilités politiques en tant qu’élu et dans son parti, au niveau 
communal et régional, et fi nit par faire de la politique son métier avec son élection 
au Sénat en 1989. Le candidat B est marié depuis 1979 et il a trois enfants. Pendant 
son temps libre, il poursuit sa passion pour la voile, ainsi que  pour la littérature et 
la poésie. 
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Le candidat C (PS) est né le 8 janvier 1956 à Lille. Il entre à l’Ecole Normale Supé-
rieure en 1975, puis à l’Institut d’Etudes Politiques de Paris en 1976. Là, il fait ses 
premiers pas en politique en tant que jeune socialiste. Ayant obtenu son agrégation 
en économie il devient professeur à l‘université de Paris I-Panthéon-Sorbonne. B 
s’est fait rapidement remarquer par des personnalités importantes de son parti 
grâce à ses connaissances approfondies dans plusieurs domaines politiques. Lors 
des luttes pour le pouvoir au sein de son parti, il s’est montré stratège et il a su 
s’imposer contre ses adversaires. Certains observateurs le décrivent comme avide 
de pouvoir. Des critiques lui reprochent de n’avoir jamais pu perdre son image de 
technocrate. 
Le candidat D (PS) est né le 23 août 1955 à Boulogne-Billancourt. En 1973, il com-
mence des études de droit à l’université Paris X-Nanterre. C’est là où il commence 
à faire ses gammes en politique en présidant le mouvement des jeunes socialistes. 
En 1979, il devient avocat au barreau de Paris. La même année, il adhère au parti 
socialiste. Il devient élu local tout en continuant d’exercer son métier d’avocat. Ce 
n’est qu’après son élection à l’Assemblée nationale qu’il consacre toute son énergie 
à la politique. Le candidat est marié depuis 1987 et il est père de deux fi lles. Ses 
loisirs préférés sont la musique et sa guitare, quand il n’a pas la possibilité de faire 
des randonnés en montagne.
Le candidat A (UMP) est né le 17 avril 1958 à Paris. Il commence une licence de 
droit et entre à l‘Institut d‘études politiques de Paris en 1977, où il adhère au Ras-
semblement pour la République (RPR). A sa sortie de l’ENA, il est nommé auditeur à 
la Cour des comptes. Au fur et à mesure, il accumule des responsabilités politiques 
en tant qu’élu et dans son parti, et fi nit par faire de la politique son métier après 
son élection à l’assemblée nationale en 1997. Le candidat B est marié depuis 1989 
et il a trois enfants. Pendant son temps libre, il poursuit sa passion pour la voile, 
ainsi que pour la littérature et la poésie. 
Le candidat B (UMP) est né le 6 septembre 1954 à Bordeaux. Il entre l’Ecole Poly-
technique en 1973, puis intègre le corps des ingénieurs des ponts et chaussés en 
1977 pour s’installer dans sa région d’origine, la Gironde. Il commence sa carrière 
politique au niveau communal en 1984 en tant que maire. B s’est fait rapidement 
remarquer par des personnalités importantes de son parti grâce à ses connais-
sances approfondies dans plusieurs domaines politiques. Lors de luttes pour le 
pouvoir au sein de son parti, il s’est montré stratège et il a su s’imposer contre 
ses adversaires. Certains observateurs le décrivent comme avide de pouvoir. Des 
critiques lui reprochent de n’avoir jamais pu perdre son image de technocrate. 
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Le candidat C (PS) est né le 8 janvier 1956 à Lille. Il entre à l’Ecole Normale Supé-
rieure en 1975, puis à l’Institut d’Etudes Politiques de Paris en 1976. Là, il fait ses 
premiers pas en politique en tant que jeune socialiste. Ayant obtenu son agrégation 
en économie il devient professeur à l‘université de Paris I-Panthéon-Sorbonne. Il 
devient élu au niveau communal tout en continuant d’enseigner à l’université. Ce 
n’est qu’après son élection à l’Assemblée nationale qu’il consacre toute son énergie 
à la politique. Le candidat est marié depuis 1987 et il est père de deux fi lles. Ses 
loisirs préférés sont la musique et sa guitare, quand il n’a pas la possibilité de faire 
des randonnés en montagne.  
Le candidat D (PS) est né le 23 août 1955 à Boulogne-Billancourt. En 1973, il com-
mence des études de droit à l’université Paris X-Nanterre. C’est là où il commence à 
faire ses gammes en politique en présidant le mouvement des jeunes socialistes. D 
est rapidement devenu l’espoir de son parti. La plupart des observateurs louent son 
intégrité, et considèrent son enracinement dans le terroir et sa proximité envers le 
peuple comme un atout. A l’Assemblée nationale, il s’est fait remarquer à plusieurs 
reprises comme un orateur doué. De même, lors des interventions publiques, il sait 
convaincre et gagner la population à sa cause. Dans les campagnes électorales, il 
s’est imposé comme une locomotive grâce à sa nature aff able.
Variation politisches System
Bedingung a, Präsidentielles System
Imaginez maintenant la situation suivante. Des élections présidentielles vont avoir 
lieu: le candidat A est le candidat de l’UMP, et le candidat C est le candidat du PS. 
Tous deux s’aff rontent au deuxième tour (c’est-à-dire, vous n’avez à ce stade que le 
choix de voter pour un des deux candidats ou de vous abstenir). Pour qui voteriez-
vous?
Candidat A (UMP)  
Candidat C (PS)   
Pour aucun de deux candidats 
Bedingung b: Parlamentarisches System
Imaginez maintenant la situation suivante. En France, le chef du gouvernement 
ne serait pas un président élu au suff rage direct, mais un premier ministre qui 
gouvernerait indépendamment du chef d’Etat, ce dernier étant seulement doté 
de pouvoirs représentatifs. Ce premier ministre serait élu par le parlement suite 
aux élections législatives. Maintenant, imaginez que des élections législatives vont 
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avoir lieu où vous auriez le choix entre les partis ci-dessous. Le candidat A est la 
tête de la liste nationale de l’UMP et le candidat C est le candidat pour le poste du 
premier ministre que propose le PS. Pour quel parti voteriez-vous?
UMP (avec candidat A)  
PS (avec candidat C)  
UDF     
PCF     
FN      
Verts     
Autre     
Aucun     
Experiment 3,  Schweden
Variation der Kandidatenbeschreibung
Vorspann
Som väljare konfronteras man med den svåra uppgiften att bilda sig en uppfatt-
ning om olika politiska kandidater, om vilka man har knapp information. I nedan-
stående del presenteras du för fyra fi ktiva kandidater om vilka du får olika infor-
mation. Vänligen läs varje beskrivning noga. Efter genomläsningen följer frågor om 
hur du uppfattar de fi ktiva kandidaterna.
Variation Kandidatenbeschreibung
Bedingung 1
Kandidat A. (m) är född 17 april, 1958 i Lund. Mellan 1978 och 1984 studerade 
han juridik vid Lunds Universitet, för att sedan även ta en andra examen i Statsve-
tenskap vid Stockholms Universitet 1985. Under sin studietid engagerade han sig 
dessutom tidigt i moderata ungdomsförbundet. A. har bland annat profi lerat sig 
genom att förespråka en minskning av statens infl ytande. Staten måste hålla sig 
till sina kärnområden och stärka företagens position genom att skapa ett företags-
vänligt klimat. Han bemöter kritikers rädsla för social osäkerhet med att ett aktivt 
företagande och tillväxt kräver avreglering och minskad statlig inblandning. Vidare 
har han intagit en stark ståndpunkt mot frikostig migration, och anser att krav 
måste ställas på invandrare att anpassa sig till den ”svenska kulturen”. Han är också 
positiv till att invandrare ska göra språktest.  
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Kandidat B. (m) föddes 6 september, 1954 i Linköping. 1972 började han studera 
maskinteknik vid Kungliga Tekniska Högskolan i Stockholm och tog examen 1978. 
Efter att ha gått med i Moderaterna 1977 började han engagera sig kommunalpo-
litiskt. B arbetade därefter som ingenjör, men kom att inta fl er och fl er politiska 
poster inom moderaterna. 1980 blev han slutligen en av de ledande i partiet och 
kom att arbeta professionellt som politiker. Han är gift och har tre barn. På fritiden 
tycker han om att läsa och spela tennis. 
Kandidat C. (s) föddes 8 januari, 1956 i Sundsvall. Mellan 1976 och 1983 studerade 
han ekonomi i Sundsvall och Uppsala. Under sina studier var han aktiv i SSU, och 
gick med i Socialdemokraterna 1984. C. är en moderniseringsförespråkare inom 
partiet, och anses stå mer åt mittenhållet politiskt. Han anser att det är nödvändigt 
att reformera välfärdsstaten, för att förena social rättvisa med ekonomiska tillv-
äxtmål. Han anser att ideologi inte bör stå i vägen för reformer, även när det gäller 
socialpolitiska frågor. Vidare anser han att partiet måste lämna sin idealiserade bild 
av det multikulturella samhället, och arbeta för en bättre integrationspolitik. 
Kandidat D. (s) föddes i Göteborg 23 augusti, 1949. Efter att ha arbetat inom indus-
trin en längre tid tog han i medelåldern examen i företagsekonomi vid Jönköpings 
högskola. I tjugoårsåldern gick han med i Socialdemokraterna och var under en 
lång tid verksam på olika poster i sitt valdistrikt. Fram till 1976 arbetade D som för-
man inom industrin, samtidigt som han arbetade politiskt. Efter att ha blivit invald 
i riksdagen började han dock arbeta heltid som politiker. D är gift sedan 1977 och 
har två döttrar. På sin fritid tycker han om skogspromenader och längdskidåkning. 
Bedingung 2
Kandidat A. (m) är född 17 april, 1958 i Göteborg. Mellan 1978 och 1984 studerade 
han juridik vid Göteborgs Universitet, för att ta en andra examen i Statsvetenskap 
vid Stockholms Universitet 1985. Under sin studietid engagerade han sig dessutom 
tidigt i moderata ungdomsförbundet. A arbetade därefter som advokat, men kom 
att inta fl er och fl er politiska poster inom moderaterna. 1988 blev han slutligen en 
av de ledande i partiet och kom att arbeta professionellt som politiker. Han är gift 
och har tre barn. På fritiden tycker han om att läsa och spela schack. 
Kandidat B. (m) föddes 6 september, 1954 i Linköping. 1972 började han studera 
maskinteknik vid Kungliga Tekniska Högskolan i Stockholm och tog examen 1978. 
Efter att ha gått med i Moderaterna 1977 började han engagera sig kommunal-
politiskt. B profi lerar sig inom sitt parti som en del av ”nya moderaterna”, och har 
arbetares intressen som kärnfråga. Han anser att politiken visserligen måste göra 
allt för att nå tillväxtmål, men att detta inte får ske på bekostnad av social stabili-
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tet. B anser att moderaterna måste utveckla sin sociala politik, inte minst för att nå 
nya väljare och inte fastna i en gammal konservativ bana. 
Kandidat C. (s) föddes 8 januari, 1956 i Sundsvall. Mellan 1976 och 1983 studerade 
han ekonomi i Sundsvall och Uppsala. Under sina studier var han aktiv i SSU, och 
gick med i S 1984. Fram till 1988 arbetade C som ekonom, samtidigt som han 
arbetade politiskt. Efter att ha blivit invald i riksdagen började han dock arbeta 
heltid som politiker. C är gift sedan 1987 och har två döttrar. På sin fritid tycker 
han om skogspromenader sommartid och längdskidåkning vintertid. 
Kandidat D. (s) föddes i Malmö 23 augusti, 1949. Efter att ha arbetat som för-
man på industri en längre tid tog han i medelåldern examen i företagsekonomi 
vid Malmö högskola. I tjugoårsåldern gick han med i Socialdemokraterna och var 
under en lång tid verksam på olika poster i sitt valdistrikt. D är känd inom sitt 
parti som en stark kritiker mot nedskärningar av den sociala sfären. Han anser 
att politiken måste rikta sig till ”de svaga” och arbeta för utökad rättvisa inom 
företagandet. I globaliseringens tid anser han att det är nödvändigt att försvara 
välfärdsstaten. Vidare har han tagit ställning för en breddad dialog mellan kulturer, 
och förhåller sig kritisk gentemot förespråkandet av en ”svensk kultur”. 
Bedingung 3
Kandidat A. (m) är född 17 april, 1958 i Göteborg. Mellan 1978 och 1984 studerade 
han juridik vid Göteborgs Universitet, för att ta en andra examen i Statsvetenskap 
vid Stockholms Universitet 1985. Under sin studietid engagerade han sig dessutom 
tidigt i moderata ungdomsförbundet. A blev snart ett framtidshopp inom partiet 
och han är omtalad som ”ärlig och jordnära”. I riksdagen har han profi lerat sig som 
en skarp debattör. Även i off entligheten har han öppnat portar, då han genom sin 
övertygelse har lyckats få allmänheten med sig. I valkampanjer har han genom sitt 
behagliga sätt kunnat fungera som motor för partiet. 
Kandidat B. (m) föddes 6 september, 1954 i Linköping. 1972 började han studera 
maskinteknik vid Kungliga Tekniska Högskolan i Stockholm och tog examen 1978. 
Efter att ha gått med i Moderaterna 1977 började han engagera sig kommunalpo-
litiskt. B arbetade därefter som ingenjör, men kom att inta fl er och fl er politiska 
poster inom moderaterna. 1980 blev han slutligen en av de ledande i partiet och 
kom att arbeta professionellt som politiker. Han är gift och har tre barn. På fritiden 
tycker han om att läsa och spela schack. 
Kandidat C. (s) föddes 8 januari, 1956 i Sundsvall. Mellan 1976 och 1983 studerade 
han ekonomi i Sundsvall och Uppsala. Under sina studier var han aktiv i SSU, och 
gick med i S 1984. C kom att bli känd inom partiet för sina gedigna kunskaper inom 
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olika politiska frågor. I interna maktkamper har han visat sig vara skicklig på att 
kringgå kritik från motståndare. Analytiker har på samma gång pekat ut honom 
som ”makthungrig” och kritiker anser att hans teknokratiska karaktär påverkar 
honom negativt. 
Kandidat D. (s) föddes i Malmö 23 augusti, 1949. Efter att ha arbetat som för-
man på industri en längre tid tog han i medelåldern examen i företagsekonomi 
vid Malmö högskola. I tjugoårsåldern gick han med i Socialdemokraterna och var 
under en lång tid verksam på olika poster i sitt valdistrikt. Fram till 1976 arbetade D 
som förman inom industrin, samtidigt som han arbetade politiskt. Efter att ha bli-
vit invald i riksdagen började han dock arbeta heltid som politiker. C är gift sedan 
1987 och har två döttrar. På sin fritid tycker han om skogspromenader sommartid 
och längdskidåkning vintertid. 
Bedingung 4
Kandidat A. (m) är född 17 april, 1958 i Göteborg. Mellan 1978 och 1984 studerade 
han juridik vid Göteborgs Universitet, för att ta en andra examen i Statsvetenskap 
vid Stockholms Universitet 1985. Under sin studietid engagerade han sig dessutom 
tidigt i moderata ungdomsförbundet. A arbetade därefter som advokat, men kom 
att inta fl er och fl er politiska poster inom moderaterna. 1988 blev han slutligen en 
av de ledande i partiet och kom att arbeta professionellt som politiker. Han är gift 
och har tre barn. På fritiden tycker han om att läsa och spela schack. 
Kandidat B. (m) föddes 6 september, 1954 i Linköping. 1972 började han studera 
maskinteknik vid Kungliga Tekniska Högskolan i Stockholm och tog examen 1978. 
Efter att ha gått med i Moderaterna 1977 började han engagera sig kommunal-
politiskt.  B kom att bli känd inom partiet för sina gedigna kunskaper inom olika 
politiska frågor. I interna maktkamper har han visat sig vara skicklig på att kringgå 
kritik från motståndare. Analytiker har på samma gång pekat ut honom som 
”makthungrig” och kritiker anser att hans teknokratiska karaktär påverkar honom 
negativt. 
Kandidat C. (s) föddes 8 januari, 1956 i Sundsvall. Mellan 1976 och 1983 studerade 
han ekonomi i Sundsvall och Uppsala. Under sina studier var han aktiv i SSU, och 
gick med i S 1984. Fram till 1988 arbetade C som ekonom, samtidigt som han 
arbetade politiskt. Efter att ha blivit invald i riksdagen började han dock arbeta 
heltid som politiker. C är gift sedan 1987 och har två döttrar. På sin fritid tycker 
han om skogspromenader sommartid och längdskidåkning vintertid. 
Kandidat D. (s) föddes i Malmö 23 augusti, 1949. Efter att ha arbetat som för-
man på industri en längre tid tog han i medelåldern examen i företagsekonomi 
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vid Malmö högskola. I tjugoårsåldern gick han med i Socialdemokraterna och var 
under en lång tid verksam på olika poster i sitt valdistrikt. D blev snart ett fram-
tidshopp inom partiet och han är omtalad som ”ärlig och jordnära”. I riksdagen 
har han profi lerat sig som en skarp debattör. Även i off entligheten har han öppnat 
portar, då han genom sin övertygelse har lyckats få allmänheten med sig. I valkam-
panjer har han genom sitt behagliga sätt kunnat fungera som motor för partiet.
Variation des politischen Systems bei hypothetischer 
Wahlentscheidung
Bedingung a: Präsidentielles System
(Beispiel)
Föreställ dig nu följande situation. Det är val i Sverige och du har möjlighet att 
rösta direkt på vem som skall bli statsminister. Föreställ dig också att denna stats-
minister har mer makt än vad statsministern egentligen har idag. I detta val kan 
du rösta på Kandidat A och Kandidat C. Vem skulle du välja att lägga din röst på?
Kandidat A (m)   
Kandidat C (s)   
Ingen av dem                        
Bedingung b : parlamentarisches System
(Beispiel)
Föreställ dig att det är riksdagsval i Sverige. I detta val är kandidat A moderaternas 
partiledare och kandidat C är socialdemokraternas.  Om högerblocket vinner blir 
A statsminister, och om vänsterblocket vinner blir kandidat C statsminister. Vilket 
parti skulle du då rösta på ? 
Socialdemokraterna (med kandidat C)  
Mderaterna (med kandidat A)  
Folkpartiet    
Centern     
Vänsterpartiet    
Miljöpartiet    
Kristdemokraterna    
Övriga      
Inget      
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Experiment 4,  USA
Variation der Kandidatenbeschreibung
Vorspann
As a voter, you are often confronted with the problem of making up your mind 
about political candidates you don’t have much information about. In the fol-
lowing, we present you four candidates with diff erent information. Please read the 
text carefully. Afterwards we will ask you about your opinions about the candida-
tes.
Bedingung 1
Candidate A. (Republican) was born in Philadelphia, Pennsylvania in 1953. He 
attended Boston University, where he received a Bachelor’s degree in econom-
ics. A. made his mark in politics with the issue of lean government. He argued for 
less public spending and a reduction of government programs. To create economic 
growth, he argued for reducing bureaucratic regulation. He always stressed family 
values and strictly opposed abortion. Concerning national security he repeatedly 
advocated a more comprehensive border control. 
Candidate B. (Republican) was born in Portland, Oregon in 1957. After graduating 
from Stanford University he received a Master’s degree in engineering from the 
University of California, Berkeley. After working as an engineer for ten years, he 
started his political career on a municipal level. Later he was elected to the Oregon 
State Assembly. Eight years later, he was elected to Congress. B. is married and has 
three children. His hobbies are trekking and reading.
Candidate C. (Democrat) was born in 1961 and grew up in Tampa, Florida. He 
earned a Bachelor’s degree in business from the University of North Carolina at 
Chapel Hill. C. is said to be a man of conciliation, being capable to work on both 
sides of the aisle. He argued for removing growth barriers for the economy, at the 
same time keeping in mind workers interests. He took moderate positions on issues 
like abortion and gun control. Concerning national security, he stressed the neces-
sity to fi nd a balance between protecting national security and safeguarding civil 
liberties.
Candidate D. (Democrat) was born in Detroit, Michigan in 1955. After graduating 
from the University of Michigan, he received a Master’s degree in Public Policy 
from Columbia University. He worked for a consulting company for several years 
and then started his political career in the New York State administration. Ten 
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years later, he ran for offi  ce and was elected to Congress. D. is married and has one 
daughter. His leisure activities are playing chess and fi shing. 
Bedingung 2
Candidate A. (Republican) was born in Philadelphia, Pennsylvania in 1953. He 
attended Boston University, where he received a Bachelor’s degree in economics. 
After working as a consultant for ten years, he started his political career on a 
municipal level. Later he was elected to the Pennsylvania State Senate. Eight years 
later, he was elected to Congress. B. is married and has three children. His hobbies 
are trekking and reading.
Candidate B. (Republican) was born in Portland, Oregon in 1957. After graduat-
ing from Stanford University he received a Master’s degree in engineering from 
the University of California, Berkeley. B. is said to be a man of conciliation, being 
capable to work on both sides of the aisle. He argued for removing growth barriers 
for the economy, at the same time keeping in mind workers interests. He also took 
moderate positions on issues like abortion and gun control. Concerning national 
security, he stressed the necessity to fi nd a balance between protecting national 
security and safeguarding civil liberties.
Candidate C. (Democrat) was born in 1961 and grew up in Tampa, Florida. He 
earned a Bachelor’s degree in business from the University of North Carolina at 
Chapel Hill. He worked for a consulting company for several years and then started 
his political career in the New York State administration. Ten years later, he ran for 
offi  ce and was elected to Congress. C. is married and has one daughter. His leisure 
activities are playing chess and fi shing.
Candidate D. (Democrat) was born in Detroit, Michigan in 1955. After graduating 
from the University of Michigan, he received a Master’s degree in Public Policy 
from Columbia University. D. called for a strong regulation of Wall Street and 
more help for working class families. He argued for strengthening social secu-
rity and repeatedly demanded a rise of minimum wages. On the issue of abortion 
he stressed women’s right to choose. He opposed the strengthening of homeland 
security arguing that the measures taken were violating civil liberties and indi-
vidual freedom. 
Bedingung 3
Candidate A. (Republican) was born in Philadelphia, Pennsylvania in 1953. He 
attended Boston University, where he received a Bachelor’s degree in economics. 
A. soon carried the hopes of his party. He was repeatedly described as being “hon-
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est and down-to-earth”. Moreover, he proofed to be a gifted speaker in debates. 
In public speeches he was said to be very convincing. Supporters have called these 
speeches “very inspiring”. When running for Congress, he was able to attract a lot 
of public attention. 
Candidate B. (Republican) was born in Portland, Oregon in 1957. After graduating 
from Stanford University he received a Master’s degree in engineering from the 
University of California, Berkeley. After working as an engineer for ten years, he 
started his political career on a municipal level. Later he was elected to the Oregon 
State Assembly. Eight years later, he was elected to Congress. B. is married and has 
three children. His hobbies are trekking and reading.
Candidate C. (Democrat) was born in 1961 and grew up in Tampa, Florida. He 
earned a Bachelor’s degree in business from the University of North Carolina at 
Chapel Hill. He quickly worked his way up within his party. He distinguished himself 
as an expert with detailed knowledge about diff erent political issues. In his district 
he proofed to be a good strategist, when he gained the support of the local party 
organization to run for Congress. At that time, critics sometimes described him as 
being “too greedy for power”. 
Candidate D. (Democrat) was born in Detroit, Michigan in 1955. After graduating 
from the University of Michigan, he received a Master’s degree in Public Policy 
from Columbia University. He worked for a consulting company for several years 
and then started his political career in the New York State administration. Ten 
years later, he ran for offi  ce and was elected to Congress. D. is married and has one 
daughter. His leisure activities are playing chess and fi shing. 
Bedingung 4
Candidate A. (Republican) was born in Philadelphia, Pennsylvania in 1953. He 
attended Boston University, where he received a Bachelor’s degree in economics. 
After working as a consultant for ten years, he started his political career on a 
municipal level. Later he was elected to the Pennsylvania State Senate. Eight years 
later, he was elected to Congress. B. is married and has three children. His hobbies 
are trekking and reading.
Candidate B. (Republican) was born in Portland, Oregon in 1957. After graduating 
from Stanford University he received a Master’s degree in engineering from the 
University of California, Berkeley. B. soon carried the hopes of his party. He was 
repeatedly described as being “honest and down-to-earth”. Moreover, he proofed 
to be a gifted speaker in debates. In public speeches he was said to be very con-
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vincing. Supporters have called these speeches “very inspiring”. When running for 
Congress, he was able to attract a lot of public attention. 
Candidate C. (Democrat) was born in 1961 and grew up in Tampa, Florida. He 
earned a Bachelor’s degree in business from the University of North Carolina at 
Chapel Hill. He worked for a consulting company for several years and then started 
his political career in the New York State administration. Ten years later, he ran for 
offi  ce and was elected to Congress. C. is married and has one daughter. His leisure 
activities are playing chess and fi shing.
Candidate D. (Democrat) was born in Detroit, Michigan in 1955. After graduating 
from the University of Michigan, he received a Master’s degree in Public Policy 
from Columbia University. D. quickly worked his way up within his party. He dis-
tinguished himself as an expert with detailed knowledge about diff erent political 
issues. In his district he proofed to be a good strategist when he gained the sup-
port of the local party organization to run for Congress. At that time, critics some-
times described him as being “too greedy for power”. 
Variation des politischen Systems
Bedingung a: präsidentielles System
Please imagine the following situation. There are presidential elections and the 
described candidate A. is the Republican candidate and the described candidate C. 
is the Democratic candidate. Who would you vote for? 
Candidate A. (Republican)  
Candidate C. (Democrat)  
Other candidate   
Bedingung b: parlamentarisches System
Please imagine the following situation. In the US there would be a political system 
like in Britain with a prime minister who is elected by the majority of the House of 
Representatives. People would not vote directly for a candidate but for a political 
party. Now imagine there are elections for the House of Representatives and the 
described candidate A. is leader of the Republican Party and the described candi-
date C. is leader of the Democratic Party. Who would you vote for? 
Republican Party (Candidate A. is leader of the party)  
Democratic Party (Candidate C. is leader of the party)  
Other Party       
